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PPAAZZIIFFIIKK  IIMM  ÜÜBBEERRBBLLIICCKK  

 

 
Schwarze Liste für  

Steueroasen 
 
Die Finanzminister der Europäi-
schen Union (EU) haben eine 
"Schwarze Liste" beschlossen, 
auf der 17 Staaten und Gebiete 
als Steueroasen angeprangert 
werden. Diese täten aus Sicht der 
EU nicht genug, "um Steuerflucht 
zu bekämpfen", sagte der franzö-
sische Minister Bruno Le Maire 
Anfang Dezember vor Journalis-
ten in Brüssel. Die EU arbeitet 
schon seit April 2016 an der Lis-
te, nachdem über die so genann-
ten "Panama Papers" weltweit 
verbreitete Praktiken zu Steuer-
flucht und -vermeidung enthüllt 
worden waren.  
 
Auf der Liste stehen nach Anga-
ben aus EU-Kreisen folgende 17 
Länder und Gebiete: Bahrain, 
Barbados, Grenada, Macau, die 
Mongolei, Namibia, Panama, 
Guam, Palau, die Marshall-
Inseln, Samoa, Amerikanisch-
Samoa, St. Lucia, Südkorea, 
Trinidad und Tobago, Tunesien 
und die Vereinigten Arabischen 
Emirate.  
Nauru und die Föderierten Staa-
ten von Mikronesien stehen bis-
her noch nicht auf der Liste der 
Steuersünder. Auch die Cook-
Inseln und Vanuatu fehlen, ob-
wohl gerade Vanuatu sich mit der 
Registrierung von rund 600 Schif-
fen unter seiner Flagge ein mehr 
als dubioses staatliches Einkom-
men geschaffen hat. Auch das 
Online-Glücksspiel sorgt für zwei-
felhaftes Einkommen für Vanu-
atu.  
Auf die „Graue Liste“- eine Vor-
stufe der „Schwarzen Liste“ – 
schafften es folgende pazifische 
Inselstaaten: Fidschi, die Cook-
Inseln, Nauru, Niue, Vanuatu und 
auch Neukaledonien.  
 
Sanktionen sind vorerst nicht 
vorgesehen - die EU setzt auf die 
"Prangerwirkung" durch die Auf-
nahme in die "Schwarze Liste". 
Forderungen, auch EU-Länder in 

die Liste aufzunehmen, weist die 
EU mit Verweis auf gemeinsame 
Regeln bei Steuerstandards zu-
rück.  
(Radio NZ Intern. 06.12.17, AFP 05.12.17, 
https://theconversation.com/pacific-islands-
shine-light-on-larger-tax-haven-fight-15509) 

 
 
Menschenrechtsbericht zu 

Westpapua erschienen 
 
Mehr als 40 Organisationen in 
Westpapua, Indonesien, Europa, 
Australien, Neuseeland und Ame-
rika haben mit ihren Analysen der 
Menschenrechts- und Konfliktsi-
tuation in Westpapua (westlicher 
Teil der Insel Neuguinea, politisch 
zu Indonesien gehörig) zum ge-
meinsamen englischsprachigen 
Bericht der International Coalition 
for Papua (ICP) und des Westpa-
pua-Netzwerkes beigetragen. Der 
218-seitige farbig bebilderte Be-
richt zeigt auf, wie mehrere Men-
schenrechtsstandards in West-
papua während der letzten zwei 
Jahre gesunken sind. 
 
Die Jahre 2015 und 2016 waren 
charakterisiert durch eine erhebli-
che Verschlechterung der Men-
schenrechtssituation in Westpa-
pua im Vergleich zu den Jahren 
davor. Berichte örtlicher Men-
schenrechtsverteidiger beschrei-
ben eine erschreckende Verklei-
nerung des demokratischen 
Raums („shrinking space“). Ob-
wohl der indonesische Präsident 
Joko Widodo die wirtschaftliche 
Entwicklung vorantreibt und fünf 
politische Gefangene, die viele 
Jahre inhaftiert waren, begnadigt 
hat, schränkt die Polizei selbst 
die friedlichsten Aktivitäten von 
politisch Andersdenkenden rigo-
ros ein. Militäraktionen, Folterun-
gen, willkürliche Verhaftungen 
und Durchsuchungen ganzer 
Dörfer sind an der Tagesordnung 
und setzen die Papuas einem 
ständigen psychischen Druck 
aus.  
 
Eine indonesisch-sprachige 
Übersetzung des Berichts wird 
von dem katholischen Orden 
Franciscans International vorbe-
reitet und ist in Kürze verfügbar. 
 

Hier kann der Menschenrechts-
bericht kostenlos heruntergela-
den werden: 
http://humanrightspapua.org/hrre
port/2017 
(Westpapua Netzwerk online 29.09.17) 

 

 
 
 

50 Jahre Friedenscorps 
 im Pazifik 

 
Bereits seit 50 Jahren engagiert 
sich das amerikanische Frie-
denscorps im Pazifik in folgenden 
Staaten: In Tonga und Samoa 
seit 1967, in den Föderierte Staa-
ten von Mikronesien seit 1966, in 
Fidschi von 1968 bis 1998 und 
dann wieder ab 2003 sowie seit 
1990 in Vanuatu.  

 
Anlässlich des langjährigen En-
gagements fanden in diesem 
Jahr in Tonga und Samoa Feiern 
statt. In Tongas Hauptstadt Nuk-
u’alofa enthüllte Prinzessin Pi-
loleva Tuita eine Gedenktafel und 
nahm die Militärparade ab. Der 
tongaische Premierminister sagte 
in seiner Ansprache, in den letz-
ten 50 Jahren hätten die rund 
1.600 Freiwilligen des Frie-
denscorps die Tongaer in vielen 
Lebens- und Arbeitsbereichen 
ganz praktisch unterstützt. Der-
zeit arbeiten 57 Freiwillige auf 
Tonga im Bildungssektor. Auf den 
anderen Inseln engagiert sich das 
Friedenscorps z.B. in der Ju-
gendarbeit und im Gesundheits-
wesen. 
 
Info: Das Friedenscorps (Peace 
Corps) ist eine unabhängige Be-
hörde der Vereinigten Staaten 
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von Amerika. Seine Aufgabe ist 
es, das gegenseitige Verständnis 
zwischen den Amerikanern und 
den Einwohnern anderer Länder 
zu beleben. Das Friedenscorps 
wurde 1961 auf Initiative von 
John F. Kennedy eingerichtet und 
im selben Jahr vom US-Kongress 
als eine permanente unabhängi-
ge Behörde anerkannt. Mehr als 
200.000 US-Bürger haben bisher 
im Friedenscorps gedient. Die 
Freiwilligen verpflichten sich, über 
24 Monate im Ausland tätig zu 
sein. Sie erhalten während dieser 
Zeit ein dem Einsatzort ange-
passtes Stipendium zur Deckung 
des Lebensunterhalts sowie am 
Ende der zwei Jahre eine Wie-
dereingliederungshilfe in Höhe 
von 8.000 US-Dollar. (Matangi Tonga 
04.10.17, 
https://www.peacecorps.gov/countries/#paci
fic-islands 

 
 

„Stars of Oceania“  
vergeben 

 
Anfang Oktober sind im H. Lee 
Rex Auditorium von Pago Pago 
(US-Samoa) die Auszeichnungen 
„Stars of Oceania 2017“ verge-
ben worden. Acht von 13 Preis-
trägern sind in diesem Jahr Frau-
en. Der vom Pacific Business 
Center an der Universität von 
Hawai’i seit dem Jahr 2006 ver-
gebene Preis steht jährlich unter 
einem Motto. Für 2017 lautete 
dies: „Triumph through resilience 
and healing- Good leaders lead, 
great leaders heal”.  
 
Zu den geehrten Frauen gehörten 
u.a. die amtierende Präsidentin 
der Marshall-Inseln, Dr. Hilda 
Heine, sowie Fiame Naomi Ma-
ta’afa, die stellvertretende Premi-
erministerin von Samoa. Sie 
sprach in ihrer Keynote-Rede 
über die Schwierigkeiten, als jun-
ge Frau Titel und Erbe ihres Va-
ters, des ersten samoanischen 
Premierministers nach der Unab-
hängigkeit, weiterführen und sich 
dabei in einer von Männern do-
minierten Welt behaupten zu 
müssen. (Radio NZ Intern. 10.10.17, 
http://www.samoanews.com/local-
news/2017-stars-oceania)  

 
 

Wachstumsmöglichkeiten 
für Kleininselstaaten 

 
Kürzlich hat die Weltbank ihre 
Machbarkeitsstudie zum wirt-
schaftlichen Wachstum in den 
pazifischen Kleininselstaaten in 
den nächsten 25 Jahren bis 2040 
veröffentlicht,  
Das Weltbank-Programm na-
mens „Pacific Possible“ (PP) be-
schreibt Möglichkeiten für wirt-
schaftliches Wachstum in den 
vier Bereichen Tourismus, Ar-
beitsmigration, Fischerei und 
Wissenstechnologie. Im Vorder-
grund der Studie stehen einkom-
mensschaffende Maßnahmen in 
den Kleininselstaaten, wie etwa 
die Förderung des Tourismus. 
Außerdem werden Möglichkeiten 
benannt, aus dem Fischreichtum 
in der Region mehr Profit zu 
schlagen und das Bruttoinlands-
produkt zu steigern. Dies betrifft 
vor allem Kiribati, Mikronesien 
und Tuvalu.  
Der Bericht nennt auch Beispiele 
für den Umgang mit den Folgen 
des Klimawandels sowie mit dem 
Anstieg von nicht-übertragbaren 
Krankheiten wie Diabetes und 
Übergewicht.  
(Matangi Tonga 12.10.17, 
 http://www.worldbank.org/en/who-we-
are/news/campaigns/2017/pacificpossible) 

 
 
Keine pazifisch-sprachigen 

Sendungen mehr 
 
Zum 20. November hat der staat-
liche australische Rundfunkanbie-
ter Special Broadcasting Services 
(SBS), eine Abteilung der Austra-
lian Broadcasting Corporation 
(ABC), seine pazifisch-
sprachigen Radio-Nachrichten 
innerhalb Australiens eingestellt. 
Dies betrifft die Sprachen te reo 
Maori (Neuseeland), Cook Island 
Maori, Tongaisch und Fidschia-
nisch.  
 
In einer Pressemitteilung der SBS 
heißt es, man müsse sich an die 
geänderten Gegebenheiten in der 
Radiolandschaft anpassen und 
fremdsprachige Sendungen hät-
ten nicht mehr genug Zuhörer. 
 
 

Ausgenommen von dem Wegfall 
sind die samoanisch-sprachigen 
Sendungen, die sich einer breiten 
Zuhörerschaft in Australien er-
freuen, wie eine SBS-
Programmchefin mitteilte. (ABC, 
22.09.17, Radio NZ Intern. 22.09.17) 
 
 
Pacific Islands Report stellt 

Erscheinen ein 
 
Nach 20 Jahren hat der werktäg-
liche Nachrichtendienst „Pacific 
Islands Report“ sein Erscheinen 
eingestellt. Gegründet wurde der 
Dienst 1997 am East-West Cen-
ter der Universität von Manoa auf 
Hawai’i. Mit seiner als E-Mail-
Newsletter versandten Zusam-
menstellung von Nachrichten aus 
Ozeanien war dieser Service un-
schätzbar auch für die redaktio-
nelle Arbeit an der „Pazifik aktu-
ell“.  
Die rund 100.000 Artikel aus den 
letzten beiden Jahrzehnten sowie 
ein umfangreiches Bildarchiv sind 
weiter online abrufbar unter fol-
gender Adresse:  
http://www.pireport.org/articles-
search.  
(Pressemitteilung des PIR 26.10.17) 

 

 
 
Film aus Flüchtlingslager 

 
Seine Premiere hat der Film 
„Chauka, please tell us the time“ 
Anfang Oktober in London beim 
London Film Festival gefeiert. 
Das Besondere: Gedreht wurde 
der Film heimlich mit einem Mo-
biltelefon von dem im Flüchtlings-
lager auf der Insel Manus (Pa-
pua-Neuguinea) inhaftierten ira-
nisch-kurdischen Journalisten 
Behrouz Boochani, der seit 2013 
auf Manus einsaß und auf die 
Bearbeitung seines in Australien 
gestellten Asylantrags wartete.  
 
Booachani hatte aufgrund kriti-
scher journalistischer Tätigkeit 
aus Angst um sein Leben den 
Iran 2013 verlassen und war auf 
einem Flüchtlingsboot vor der 
Küste Australiens von den Be-
hörden aufgegriffen und nach 
Manus verbracht worden.  
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Er schickte die kurzen Filmse-
quenzen über den Nachrichten-
dienst WhatsApp an den in den 
Niederlanden im Exil lebenden 
Iraner Arash Kamali Sarvestani. 
Der in Amsterdam tätige Produ-
zent schnitt mit den Mitarbeitern 
seiner Filmfirma die einzelnen 
Sequenzen zusammen und un-
terlegte sie mit Musik. Entstanden 
ist eine beeindruckende Doku-
mentation über den langweiligen 
und trostlosen Alltag der Men-
schen im Camp auf Manus, das 
Ende November zwangsgeräumt 
wurde. 
Boochani und Sarvestani haben 
sich nie persönlich kennenge-
lernt, sondern nur über WhatsApp 
kommuniziert. Trotz einer offiziel-
len Einladung nach London zur 
Filmpremiere und eines Unter-
stützerbriefes durch australische 
Senatoren durfte Boochani Ma-
nus nicht verlassen, um an der 
Filmpremiere Anfang Oktober 
teilzunehmen.  
 
Info: „Chauka“ ist der Name eines 
auf Manus beheimateten Vogels. 
Die Manus Islander können mit 
Hilfe seines Gesangs die Uhrzeit 
bestimmen, da der Vogel regel-
mäßig zu gleichen Uhrzeiten 
singt. „Chauka“ ist zugleich der 
Name des Bereiches im Flücht-
lingscamp, der alleinstehenden 
Personen zugeordnet war.  
 
Hintergrund: Am 26. April 2016 
entschied das Oberste Gericht 
von Papua-Neuguinea, dass die 
Flüchtlingslager für Asylbewerber 
und Flüchtlinge von Australien 
auf Manus Island verfassungs-
widrig sind. Am 31. Oktober 2017 
wurde das Lager auf Manus offi-
ziell geschlossen. Die 600 Men-
schen, von denen die meisten of-
fiziell als Flüchtlinge anerkannt 
wurden, hatten die Verlegung in 
drei Übergangslager in der Stadt 
Lorengau (Festland Papua-
Neuguinea) abgelehnt und harr-
ten im Camp ohne Wasser- und 
Stromversorgung aus. Die meis-
ten Flüchtlinge stammen aus Af-
ghanistan, Iran, Pakistan, Syrien 
und Sri Lanka. 
 
Am 23. November wurde das La-
ger deshalb von neuguineischen 

Polizeitruppen gewaltsam ge-
räumt. Dabei wurde der Journalist 
Boochani festgenommen und an 
einen unbekannten Ort gebracht. 
Das Flüchtlingshilfswerk der Ver-
einten Nationen hat sich einge-
schaltet. (Radio NZ Intern. 09.10.17, 
Tweets des UNHCR, Deutsche Welle 23., 
24.11.17, Wikipedia) 

 

 
 
 

Gesundheitsministerin  
bekommt WHO-Posten 

 
Die Gesundheitsministerin der 
Cook-Inseln, Elizabeth Iro, ist im 
Rahmen der 68. Jahrestagung 
des Regionalbüros der Weltge-
sundheitsorganisation WHO für 
den westlichen Pazifik vom 9. bis 
13. Oktober in Brisbane (Australi-
en) zur Leiterin der Pflegedienste 
(Chief Nursing Officer) bei der 
WHO ernannt worden. Iro ergänzt 
damit das WHO-Regionalteam 
unter dem WHO-Generaldirektor 
Dr. Tedros Adhanom Ghebreye-
sus. Dieser hatte bei Amtsantritt 
versprochen, auch eine Kranken-
schwester in seinen Beraterstab 
zu holen, der im Übrigen zu 60 % 
mit Frauen besetzt ist.  
 
Elizabeth Iro ist gelernte Kran-
kenschwester und Hebamme mit 
über 30-jähriger Berufserfahrung 
in Krankenhäusern auf den Cook-
Inseln und in Neuseeland. Als 
Gesundheitsministerin hatte sie 
seit 2012 auf den Cook-Inseln 
Gesundheitsreformen angesto-
ßen und den National Health 
Strategic Plan 2017-2021 mitent-
wickelt. Iro hat Masterabschlüsse 
in Gesundheitsmanagement und 

Betriebswirtschaft. 
 
Die Stelle des Chief Nursing 
Officer bei der WHO war seit 
2010 vakant.  
(Cook Islands News 13.10.17, 
https://nurseslabs.com/appoints-elizabeth-
iro-chief-nursing-officer/ 
http://www.who.int/mediacentre/news/releas
es/2017/chief-nursing-officer/en/) 

 
 
 

MMEELLAANNEESSIIEENN  
 

 
PAPUA-NEUGUINEA 

 
Meg Taylor im Amt  

bestätigt 
 
Die neuguineische Rechtsanwäl-
tin und Diplomatin Dame Meg 
Taylor ist im Rahmen der 48. Mit-
gliederversammlung des Pacific 
Islands Forum (PIF) Anfang Sep-
tember in Samoa erneut zur Ge-
neralsekretärin des Forums ge-
wählt worden. Damit tritt sie ihre 
zweite dreijährige Amtszeit an der 
Spitze des pan-pazifischen Staa-
tenbündnisses an.  
Dame Taylor hat in Australien 
und an der Harvard Universität in 
Amerika Jura studiert. Von 1989 
bis 1994 war sie neuguineische 
Botschafterin für Amerika, Mexiko 
und Kanada. 2014 wurde sie als 
erste Frau zur Generalsekretärin 
des PIF gewählt. 
 
Info: Das nächste Treffen des PIF 
findet 2018 in Nauru statt. (Radio 
NZ Intern. 09.09.17, Wikipedia) 

 
 

Anfällig für  
Naturkatastrophen 

 
Papua-Neuguinea steht nach ei-
ner Studie zur Anfälligkeit für Na-
turkatastrophen weltweit auf Platz 
10 aller Staaten. Die „Global Di-
saster Risk Study“ wurde von der 
United Nations University im Auf-
trag des Entwicklungshilfepro-
gramm der Vereinten Nationen 
durchgeführt. Untersucht wurde 
die Anfälligkeit von Staaten, 
durch Erdbeben, Vulkanausbrü-
chen, Tsunamis, Flutwellen, 
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Überflutungen von Küstendörfern, 
Wirbelstürmen, Dürre und Frost 
geschädigt zu werden. Zudem 
wurde der Grad der Anfälligkeit 
für menschengemachte Katastro-
phen eruiert, also z.B. die Wahr-
scheinlichkeit von Stammes-
kämpfen, das städtische Bevölke-
rungswachstum, zunehmende 
Armut sowie Schäden in der 
Landwirtschaft durch Klimawan-
delfolgen. Schwerpunkte der Stu-
die waren die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Ernäh-
rungssituation sowie der Aus-
bruch von Krankheiten durch 
mangelnde Hygiene und man-
gelnde Vorsorge- und Schutz-
maßnahmen.  
 
Die UN-Studie gilt als Vorlage zur 
Erarbeitung einer „Katastrophen-
vermeidungsstrategie“ (National 
Disaster Risk Reduction Frame-
work). Diese wird vom staatlichen 
National Disaster Centre (NDC) 
aus Port Moresby erarbeitet. Der 
NDC-Direktor Martin Mose erklär-
te, man plane zunächst bis 2030 
und entwickle auch Strategien, 
wie mit unabwendbaren Naturka-
tastrophen umgegangen werden 
solle. 
 
Info: Nach Angaben der UN gab 
es in Papua-Neuguinea zwischen 
1997 und 2002 63 als Katastro-
phen eingestufte Vorfälle, von 
denen 4,1 Millionen Menschen 
mittelbar betroffen waren. Die 
Folgen kosteten den Staat 131 
Millionen Kina (ca. 40 Mio. Euro).  
(Post-Courier 03.10.17,  
http://www.pg.undp.org/content/papua_new
_guinea/en/home/operations/projects/crisis_
prevention_and_recovery/disaster-risk-
management.html) 
 
 

Partnerschaft mit  
Indonesien 

 
Die Regierung Papua-
Neuguineas hat im Dezember ihr 
Interesse an einer Partnerschaft 
mit Indonesien im Bereich des 
globalen marktorientierten Klima-
schutzinstrumentes für den inter-
nationalen Luftverkehr bekundet.  
 
Das Programm Carbon Offsetting 
and Reduction Scheme for Inter-
national Aviation (CORSIA) wird 

2021 starten, 13 der 21 APEC-
Staaten (darunter auch Papua-
Neuguinea) nehmen bereits an 
der Pilotphase ab 2020 teil.  
Der neuguineische Luftfahrtminis-
ter erklärte, man denke über eine 
bilaterale Partnerschaft mit Indo-
nesien nach, um den Luftverkehr 
beider Staaten „grüner, sicherer, 
nachhaltiger und sauberer“ (Zitat) 
zu machen.  
 
Info: Auf der 39. Vollversamm-
lung der internationalen Luftfahrt-
organisation ICAO, die im Herbst 
2016 in Montreal stattgefunden 
hat, haben sich die 191 ICAO-
Mitgliedsstaaten auf ein globales 
Klimaschutzinstrument für den in-
ternationalen Luftverkehr geei-
nigt. Mit der Verabschiedung der 
ICAO-Resolution A39-3 wird das 
globale marktbasierte Klima-
schutzinstrument in Form des 
Offsetting-Systems CORSIA ab 
2020 global eingeführt. Damit ist 
der internationale Luftverkehr die 
weltweit erste Branche, für die ein 
globales Klimaschutzinstrument 
gilt. CORSIA soll dem internatio-
nalen Flugverkehr ab 2020 ein 
CO2-neutrales Wachstum ermög-
lichen. Dafür werden ab 2020 die 
wachstumsbedingten CO2-
Emissionen im Luftverkehr zwi-
schen den teilnehmenden Län-
dern durch speziell aufgesetzte 
Klimaschutzprojekte, die unter 
der Aufsicht der UNO stehen, 
kompensiert. (Post-Courier 11.12.17,  
https://www.bdl.aero/download/2407/bdl-
positionspapier-zum-icao-
klimaschutzinstrument-corsia.pdf) 

 

 
 
 
Mehr Geld durch Touristen 
 
Eine erstmals durchgeführte Stu-
die zu Touristen (International Vi-
sitor Survey) hat ergeben, dass 
Touristen im ersten Halbjahr des 
Jahres 2017 105 Millionen US-
Dollar im Land gelassen haben. 
Die Befragung ergab zudem, 
dass Touristen länger im Land 
bleiben als noch vor einigen Jah-
ren und dass sie eher gewillt 
sind, viel Geld für Annehmlichkei-

ten auszugeben.  
Die von der International Finance 
Corporation im Auftrag der Regie-
rung erstellte Tourismusstudie 
soll dazu dienen, neue Strategien 
zum weiteren Ausbau des Tou-
rismussektors zu entwickeln. 
Aufgrund des Negativimages des 
Landes in internationalen Medien 
(‚Stammeskämpfe‘, Gruppenver-
gewaltigungen, ‚Road Stopps‘ 
etc.) reisen weit weniger Touris-
ten nach Papua-Neuguinea als 
auf andere, kleinere pazifische 
Inseln. So kamen im Jahr 2016 
nur 197.632 Menschen nach 
PNG, im Vorjahr 2015 waren es 
150 Menschen mehr.  
(http://www.tpa.papuanewguinea.travel/ann
ual-visitor-arrivals-statistics, Radio NZ In-
tern. 25.09.17) 
 
 

92 Häftlinge entlassen 
 
Mit dem Urteil von Richter David 
Cannings vom National Court 
mussten Anfang Dezember 92 
Insassen des Gefängnisses Jom-
ba in Madang aus der Untersu-
chungshaft entlassen werden. 
Grund für die Massenentlassung 
waren nach Angaben des Gerich-
tes die untragbaren hygienischen 
Haftbedingungen in den Zellen. 
Richter Cannings gab der Ge-
fängnisleitung zudem die Auflage, 
die Zellen sofort grundlegend zu 
renovieren. Mit der Renovierung 
des Gefängnisses war bereits zu-
vor die Firma Ela Constructions 
beauftragt worden. Diese hatte 
die Arbeit jedoch unterbrochen, 
weil ausstehende Rechnungen 
nicht von der Provinzregierung 
Madangs bezahlt worden waren. 
 
Richter Cannings wies auch auf 
das geltende Recht in PNG hin. 
So waren etwa etliche Häftlinge 
über die 48-Stunden-Grenze für 
die Untersuchungshaft hinaus im 
Gefängnis verblieben. In 62 Fäl-
len gab es noch nicht einmal eine 
ordentliche offizielle Anklage. 
(Post-Courier 11.12.17) 
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BOUGAINVILLE 
 

Versöhnung der  
trad. Landeigner 

 
Der Anfang Dezember im Amt 
bestätigte Vorsitzende der Verei-
nigung traditioneller Landeigner 
(Special Mining Lease O-
sikaiyang Landowners Associati-
on, SMLOLA) auf dem Gebiet der 
stillgebieten Panguna Gold- und 
Kupfermine, Philip Miriori, und 
sein langjähriger Widersacher im 
Kampf um traditionelle Landrech-
te auf und um das Minengebiet, 
Lawrence Daveona von der 
Panguna Mine Affected Landow-
ners Association (PMALA), haben 
sich mit einer traditionellen öffent-
lichen Zeremonie unter Leitung 
des Mediators und Richters Kan-
dakasi ausgesöhnt. In einer von 
beiden ehemals verfeindeten 
Klanführern unterschriebenen Er-
klärung heißt es, man strebe nun 
mit „vereinten Kräften“ die Zu-
sammenarbeit mit der australi-
schen Bergbaufirma RTG Mining 
Inc. an. Ziel sei es, zum Wohle al-
ler Landeigner sowie zum Wohle 
des ganzen Volkes der Insel 
Bougainville die Mine in naher 
Zukunft wieder zu öffnen und den 
Abbaubetrieb erneut aufzuneh-
men. 
 
Seitens des Autonomous Bou-
gainville Government (ABG) gibt 
es derzeit jedoch keine Anzeich-
ne für die Wiedereröffnung der 
Mine. (PNG Attitude 17.11.13, 
http://www.goldseiten.de/artikel/356569--Mr-
Philip-Miriori-Confirmed-As-Chairman-of-
the-Smlola-with-Formal-Reconciliation-
Signed.html, Pressemitteilung Miriori und 
Daveona vom 5.12.17) 

 
 

Neue Publikation 
 
Pazifik-Netzwerk-Mitglied Dr. 
Volker Böge aus Brisbane (Aust-
ralien) hat gemeinsam mit Kolle-
gen für das Institut for Develop-
ment and Peace (INEF) an der 
Universität von Duisburg-Essen 
eine englischsprachige Studie 
zum Friedensprozess auf der In-
sel Bougainville veröffentlicht.  
 
 

Die 57-seitige Studie „Local-
International Relations and the 
Recalibration of Peacebuilding In-
terventions. Insights from the ‘La-
boratory‘ of Bougainville and Be-
yond” kann hier kostenlos 
heruntergeladen werden:  
https://inef.uni-
due.de/media/ir112_boege-rinck-
debiel_homepage.pdf 
 
 

SALOMONEN 
 

Kooperation mit Hafen 
in Taiwan 

 
Seit September gibt es ein Me-
morandum of Understanding zwi-
schen dem Hafenmeister und der 
Hafenbehörde von Honiara und 
dem Hafen von Kaohsiung in 
Taiwan.  
Im Beisein von Premierminister 
Manasseh Sogavare und des 
taiwanesischen Außenministers 
David Lee, unterzeichneten E-
randa Kotelewala von der Solo-
mon Islands Ports Authority und 
Shao-Liang Chen vom Kaohsiung 
Hafen die Kooperationsvereinba-
rung. Kotelawala sprach von ei-
nem „historischen Moment“ für 
die Salomonen, denn erstmals 
gebe es nun einen „Schwesterha-
fen“ in Taiwan. Man wolle auf 
personeller Ebene zusammenar-
beiten mit einem Austauschpro-
gramm, sich gemeinsam fortbil-
den und sich bei der Verwaltung 
unterstützen. 
 
Info: Der Hafen Kaohsiung ist ein 
Tiefwasserhafen und einer der 
vier wichtigen internationalen Hä-
fen in Taiwan. Das Hafengebiet 
erstreckt sich über sechs Stadt-
bezirke und der Güterumschlag 
macht über die Hälfte des gesam-
ten Güterumschlages von Taiwan 
aus. Der Kaohsiung-Hafen ist der 
größte Hafen in Taiwan und der 
dreizehntgrößte Hafen der Welt.  
(Solomon Star 10.10.17,  
https://kh.twport.com.tw/en/) 

 
 
 
 
 
 

Laien-Schauspielerin  
ausgezeichnet 

 
Regina Lepping von der Langa 
Lagune in der Malaita Province 
ist für ihre Rolle in dem Kurzfilm 
“Blackbird” mit dem ersten Preis 
für ihre Schauspielkunst geehrt 
worden. Die Laien-Schauspielerin 
bekam den Best Female Lead auf 
dem Sydney Indie Film Festival 
Anfang Oktober im australischen 
Sydney.  
 
Die 27-jährige spielt die weibliche 
Hauptrolle in dem Film der aust-
ralisch-salomonischen Filmema-
cherin Ammie Batalibasi. In die-
sem geht es um ein Geschwis-
terpaar (Lepping in der Rolle der 
„Rosa“), dass von Blackbirdern 
auf den Salomonen entführt und 
auf eine Zuckerrohrplantage in 
Australien verschleppt wird. Der 
Film beruht auf wahren Bege-
benheiten und schildert das 
Schicksal pazifischer Zwangsar-
beiter auf den Plantagen im aust-
ralischen Bundesstaat Queens-
land. Hier wurde der Film auch 
gedreht.  

 
Info: Regi-
na Lepping 
arbeitet als 
Pressere-
ferentin im 
Frauenbü-
ro der Pa-
cific Com-
munity auf 
den Salo-
monen. 

Nebenbei unterhält sie eine klei-
ne Film-Produktionsfirma ge-
meinsam mit ihrer Zwillings-
schwester Georgiana. Sie dreht 
und produziert Filme und spielt 
auch oft die Hauptrolle. 
 
Die Pseudo-Doku „Blackbird“ 
wurde in Queensland gedreht. 
Schwarz-weiße Fotoaufnahmen 
von Sklaven aus der Frühzeit der 
Plantagenbewirtschaftung in 
Nordaustralien sind in die Hand-
lung eingebunden. Zwischen 
1863 und 1904 wurden geschätz-
te 55.000 bis 62.5000 Pazifikinsu-
laner auf die Plantagen in 
Queensland gepresst.  
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„Blackbird“ hat Auszeichnungen 
auf mehreren Filmfestivals im 
Pazifik gewonnen.  
(http://amiebatalibasi.com/blackbird/, SIBS 
03.10.17) 

 
 

FIDSCHI 
 

[Alle Artikel von Oliver Hasenkamp, 
Vorstandsvorsitzender des Pazifik-
Netzwerkes e.V., Berlin.] 

 

 
 

UN-Klimakonferenz unter 
fidschian. Präsidentschaft 

 
Vom 6. bis zum 17. November 
2017 hat unter der Präsident-
schaft von Fidschi die 23. UN-
Klimakonferenz (COP23) in Bonn 
stattgefunden. Es war das erste 
Mal, dass ein pazifischer Insel-
staat eine UN-Klimakonferenz 
ausgerichtet hatte. Da Fidschi die 
Konferenz aus logistischen Grün-
den nicht im eigenen Land durch-
führen wollte, fand sie mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung aus Deutschland in Bonn 
statt, wo das UN-Klimasekretariat 
seinen Sitz hat. 
 
An der Konferenz nahmen mehr 
als 25.000 Menschen aus den 
195 Staaten teil, welche die den 
Klimaverhandlungen zu Grunde 
liegende Klimarahmenkonvention 
der Vereinten Nationen unter-
zeichnet haben. Neben den offi-
ziellen Länderdelegationen han-
delte es sich bei einem Großteil 
der Teilnehmenden um Vertrete-
rinnen und Vertreter von Nichtre-
gierungsorganisationen oder von 
anderen Institutionen, die als Be-
obachter zu der Klimakonferenz 
zugelassen worden waren. Erst-
mals fand die Konferenz dabei in 
zwei Zonen statt: In der „Bula Zo-
ne“ fanden unter Leitung von Fid-
schi die offiziellen Verhandlungen 
statt, während in der „Bonn Zone“ 
zahlreiche Side-Events durchge-

führt wurden, sich Länder und 
Organisationen an Pavillons vor-
stellten und Raum für Austausch 
zwischen den Delegierten be-
stand. 
 
Nachdem das im Dezember 2015 
verabschiedete Klimaabkommen 
von Paris bereits Ende 2016 von 
ausreichend Staaten unterzeich-
net worden ist, um in Kraft zu tre-
ten, sah der Zeitplan für die 
COP23 insbesondere die Erarbei-
tung einer Vorlage für ein Regel-
buch zur Umsetzung des Ab-
kommens vor. In dem Regelbuch 
sollen einheitliche Richtlinien zur 
Umsetzung oder Vergleichbarkeit 
der von den einzelnen Ländern 
zugesagten CO2-Reduktionen 
festgelegt werden. Somit standen 
insbesondere technische Fragen 
zur Ausgestaltung des Klimaab-
kommens von Paris im Fokus der 
Konferenz in Bonn und wurden 
Texte für das Regelwerk ausge-
arbeitet.  
 
Die fidschianische Regierung 
wertet die eigene Präsidentschaft 
als Erfolg, weil dieser Zeitplan 
eingehalten werden konnte. Aus 
der Zivilgesellschaft und von an-
deren pazifischen Inselstaaten 
kam aber durchaus auch Kritik an 
Fidschi. Denn auch wenn Texte 
für das Regelwerk erarbeitet wor-
den sind, sah der Zeitplan bereits 
vor der COP23 vor, das finale 
Regelwerk erst im kommenden 
Jahr zu verabschieden. Dann 
wird die Klimakonferenz aller-
dings von Polen ausgerichtet, ei-
nem der Staaten, die in der Kritik 
stehen, weil sie eine sehr zögerli-
che Klimaschutzpolitik betreiben. 
Entsprechend gab es in kleineren 
Nachbarstaaten von Fidschi, bei-
spielsweise in Tuvalu, die Hoff-
nung, dass die fidschianische 
Präsidentschaft ambitioniertere 
Ziele verfolgt und einen Be-
schluss des Regelwerks bereits 
in diesem Jahr durchsetzt. 
 
Abgesehen von der Verabschie-
dung des Regelwerks gehen von 
der COP23 aber eine Reihe wei-
terer Impulse aus. So wurde ins-
besondere unter Mitarbeit der Zi-
vilgesellschaft ein Gender-
Aktionsplan sowie eine Plattform 

für die Rechte indigener Völker 
verabschiedet. Mit den beiden 
Vorhaben soll Gruppen, die be-
sonders stark von den Folgen 
des Klimawandels betroffen sind, 
besondere Aufmerksamkeit zu-
kommen und ihre Partizipation in 
der lokalen, nationalen und inter-
nationalen Klimapolitik gestärkt 
werden. Insgesamt hat Fidschi 
sich dafür stark gemacht, den 
Austausch mit der Zivilgesell-
schaft zu stärken. So nahmen 
auch zahlreiche Vertreterinnen 
und Vertreter zivilgesellschaftli-
cher Organisationen aus dem 
Pazifik an der Konferenz in Bonn 
teil. Darunter befanden sich bei-
spielsweise die sogenannten Pa-
cific Climate Warriors der Organi-
sation 350.org, Teilnehmende ei-
nes Jugendaustausches mit Fid-
schi und junge Pazifik-
Insulanerinnen und –Insulaner, 
die im Rahmen eines von der 
deutschen giz initiierten Projekts 
unter dem Titel „Pacific Voices in 
Unison“ auf die gravierenden 
Folgen des Klimawandels für ihre 
Heimat und Kultur aufmerksam 
machten. 
 
So hat die Konferenz tatsächlich 
wie von der fidschianischen Re-
gierung beabsichtigt von einem 
„Bula Spirit“ profitiert. Zu diesem 
Zweck fanden nicht nur zur Eröff-
nung der Konferenz, sondern 
auch während der zwei Verhand-
lungswochen immer wieder tradi-
tionelle Kava-Zeremonien sowie 
kulturelle Beiträge statt, und war 
das Konferenzgelände fidschia-
nisch geschmückt worden. 
 
Info: Weitere Einschätzungen zu 
Fidschis Präsidentschaft über die 
UN-Klimakonferenz finden Sie im 
Rundbrief des Pazifik-Netzwerks. 
(eigene Beobachtungen und Gespräche, 
Berichterstattung in deutschen und fidschia-
nischen Medien während der UN-
Klimakonferenz) 

 
 

Talanoa Dialogue zum  
Klimaschutz 

 
Zusammen mit Marokko, welches 
die letzte Klimakonferenz im Jahr 
2016 in Marrakech ausgerichtet 
hatte, hat die fidschianische Prä-
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sidentschaft der UN-Klima-
konferenz in Bonn (COP23) für 
Mai 2018 einen globalen Prozess 
unter dem Namen Talanoa Dia-
logue in die Wege geleitet. Das 
traditionelle, in weiten Teilen des 
Pazifiks verbreitete Konzept von 
Talanoa beinhaltet die Idee eines 
(ergebnis-)offenen und transpa-
renten Austauschs auf Augenhö-
he über Meinungsverschieden-
heiten hinweg. Dieses Konzept 
spielte auch während der COP23 
bereits eine wichtige Bedeutung 
in Fidschis Verhandlungsführung. 
Ziel des Dialogs ist ein Austausch 
über die nationalen Ansätze zur 
Reduzierung von CO2 und Be-
kämpfung der Folgen des Klima-
wandels, um einen Überblick 
über den Status Quo der derzeiti-
gen Klimaschutzbemühungen 
und des Umfangs des Bedarfs 
weiterer Maßnahmen zu erhalten. 
Nach Berechnungen von Wis-
senschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern steuert die Welt derzeit 
auf eine durchschnittliche Tempe-
ratursteigerung von weit über 3°C 
zu, sofern keine weiteren Maß-
nahmen ergriffen würden. Damit 
würde das im Klimaabkommen 
von Paris beschlossene Ziel zur 
Begrenzung des Temperaturan-
stiegs auf deutlich unter 2°C und 
wenn möglich auf 1,5°C klar 
übertroffen. Gerade für die be-
sonders stark vom Klimawandel 
und insbesondere Meeresspie-
gelanstieg betroffenen pazifi-
schen Inselstaaten ist eine Be-
grenzung auf 1,5°C von großer 
Bedeutung. Sie hatten erreicht, 
dass der Zielwert im Jahr 2015 in 
das Abkommen von Paris aufge-
nommen wurde. 
Bei Talanoa muss am Ende nicht 
unbedingt ein Beschluss oder ein 
herbeigeführter Konsens stehen, 
sondern steht der Austausch im 
Mittelpunkt. Dieses Vorgehen 
kann somit auch als Versuch ver-
standen werden, alle Akteure 
trotz der Ankündigung des Aus-
tritts der USA aus dem Abkom-
men an einem Tisch zu halten 
und über nationale Interessen 
hinweg kreative Lösungen zu fin-
den und Partnerschaften zwi-
schen verschiedenen Länder-
gruppen, die eine Vorreiterrolle 
übernehmen könnten, zu ermög-

lichen. Dieser Ansatz schließt 
durchaus an die Grundsätze des 
Paris-Abkommens an, nach wel-
chem Staaten selbstständig nati-
onale CO2-Reduktionspläne auf-
stellen. Gleichzeitig steht er 
durchaus im Gegensatz zu den 
lange gerade von den pazifischen 
Inselstaaten vorangetriebenen 
Bemühungen nach rechtlich ver-
bindlichen Klimaschutzzielen und 
Sanktionsmechanismen für Staa-
ten, die sich nicht an die gemein-
sam beschlossenen Ziele halten. 
 
Info: Weitere Einschätzungen zu 
Fidschis Präsidentschaft über die 
UN-Klimakonferenz und den 
Talanoa-Dialog finden Sie im 
Rundbrief des Pazifik-Netzwerks. 
(eigene Beobachtungen und Gespräche, 
Berichterstattung in deutschen und fidschia-
nischen Medien während der UN-
Klimakonferenz) 

 
 

Proteste gegen  
Willkommensfeier für 

COP23-Delegation 
 

Im Anschluss an die 23. UN-
Klimakonferenz ist die fidschiani-
sche Regierung in ungewohnt 
scharfe Kritik geraten. Das ei-
gentlich für Angelegenheiten der 
indigenen fidschianischen Bevöl-
kerung zuständige Ministry of 
iTaukei Affairs plante eine große 
Willkommensfeier für die offizielle 
fidschianische Delegation bei der 
COP23. Wie der zuständige 
Staatssekretär Naipote Kato-
nitabua mitteilte, habe das Minis-
terium 35.000 Fidschi-Dollar (ca. 
15.000 Euro) für die Willkom-
mensfeier eingeplant. Dies sorgte 
insbesondere bei zivilgesell-
schaftlichen Vertreterinnen und 
Vertretern aus Fidschi, die selbst 
an der COP23 teilgenommen hat-
ten, für ungewohnt deutliche Kri-
tik an der fidschianischen Regie-
rung. Die Verärgerung entlud sich 
dabei insbesondere in den sozia-
len Medien, während die Tages-
zeitungen zurückhaltender be-
richteten. So wurden in den so-
zialen Medien vor allem Bilder 
vom Zyklon „Winston“ im vergan-
genen Jahr zerstörter Einrichtun-
gen wie Schulen oder Kranken-
häuser geteilt und mit der Auffor-

derung verbunden, das Geld für 
den stockenden Wiederaufbau 
anstatt für eine Willkommensfeier 
zu nutzen.  
 
Der auch für Klimaschutz zustän-
dige Justizminister Aiyaz Sayed-
Khaiyum – nach Premierminister 
Voreqe Bainimarama die wohl 
einflussreichste Person in der fid-
schianischen Regierung – ruderte 
darauf hin zurück und stellte klar, 
die Feier sei kein von der Regie-
rung oder dem Premierminister 
beschlossenes Vorhaben, son-
dern die Entscheidung „wohlmei-
nender, aber vielleicht naiver“ 
Beamter des Ministry of iTaukei 
Affairs gewesen.  
Dennoch wurde die geplante Fei-
er auch von den fidschianischen 
Oppositionsparteien kritisiert. Der 
Präsident der größten fidschiani-
schen Oppositionspartei 
SODELPA und Anführer der Mili-
tärputsche von 1987, Sitiveni 
Rabuka, bezeichnete die Feier 
auf einer Pressekonferenz als 
„kindisch“ und als Verschwen-
dung öffentlicher Gelder. Außer-
dem verwies er darauf, dass die 
insgesamt einjährige Präsident-
schaft Fidschis über die Aktivitä-
ten der Vertragsstaaten der 
Klimarahmenkonvention der Ver-
einten Nationen mit der jüngsten 
Klimakonferenz erst begonnen 
hätte. (Fiji Times 23.11.17, 24.11.17, Fiji 
Sun 25.11.17, eigene Beobachtungen in 
den sozialen Medien) 

 
 

VANUATU 
 
Einführung von Ausweisen 
 
Im neuen Jahr wird die Ausweis-
pflicht in Vanuatu eingeführt. 
Grund dafür ist vor allem die 
missbräuchliche Nutzung von Al-
kohol und Kava bei Minderjähri-
gen. Eltern schickten ihre minder-
jährigen Söhne oft am Abend 
zum nächstgelegenen Kiosk, um 
dort für sie Zigaretten, Alkohol 
oder Betelnüsse zu kaufen. Das 
halte die Kinder vom Hausaufga-
ben erledigen und vom Schlafen 
ab. Außerdem begännen die Kin-
der schon früh mit dem Konsum 
von Rauschmitteln, wenn der 
Kauf nicht verboten sei. 
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Zukünftig müssen alle Menschen, 
die Alkohol, Betelnüsse und Ziga-
retten kaufen, einen gültigen Per-
sonalausweis vorlegen. Ohne 
dieses Dokument wird ebenfalls 
der Zutritt zu Diskotheken, 
Nachtclubs und Kneipen verbo-
ten. Bei Besuch einer Kava-Bar 
muss der Ausweis künftig ohne 
weitere Aufforderung beim aus-
schenkenden Gastgeber vorge-
zeigt werden.  
 
Bereits im Oktober wurden die 
ersten 600 Ausweise an „Test-
personen“ aus Ambae überge-
ben. Die Ausweise enthalten ne-
ben einem Foto, Namen, Ge-
burtsdatum und Adresse auch ei-
nen Chip, mit dem die Daten 
durch computergestützte Lesege-
räte erfasst werden können. Ziel 
ist es, bis zu den Wahlen 2020 al-
le volljährigen Einwohner mit 
Ausweisen ausgestattet zu haben 
und diese dann gleich für die An-
lage des Wählerverzeichnisses 
und die Wahlformulare zu nutzen. 
(Vanuatu Daily Post 11.09.17, 31.10.17) 

 
 
Erfolgreiche Evakuierung 

von Ambae 
 
Die Insel Ambae war nach dem 
Ausbruch des 1.500 Meter hohen 
Vulkans Manaro Ende September 
zwangsgeräumt worden. Alle 
10.869 Bewohner in den 2.912 
Haushalten auf der Insel wurden 
evakuiert und mit Booten auf die 
benachbarten Inseln Pentecost, 
Maewo, Santo und Malekula ver-
bracht. Über die 400 Quadratki-
lometer große Insel wurde der 
Ausnahmezustand verhängt.  
 
Die Regierung stockte die Gelder 
des Katastrophenfonds auf, um 
die Menschen in Behelfs-
Zeltlagern auf den Nachbarinseln 
unterbringen und verpflegen zu 
können.  
 
Nach dem Ende der vulkanischen 
Aktivitäten wurde am 21. Oktober 
mit der Repatriierung der evaku-
ierten Menschen begonnen. Be-
reits Ende Oktober waren alle 
Einwohner nach Ambae zurück-
gekehrt. 
 

Info: Der Schildvulkan Manaro 
brach zuletzt 2005 aus. Damals 
mussten 5.000 Menschen ihre 
Häuser verlassen. Es dauerte 
drei Monate, bis die letzten An-
wohner zurückkehren konnten. 
Der Staat Vanuatu mit seinen 
insgesamt mehr als 80 Inseln 
liegt auf dem sogenannten Pazifi-
schen Feuerring. In dem Gebiet 
treffen verschiedene Platten der 
Erdkruste aufeinander.  
Ambae ist eine Insel der süd-
westpazifischen Neuen Hebriden. 
Sie ist eine der drei Hauptinseln 
der Provinz Penama sowie die 
sechstgrößte Insel des Landes.  
(Vanuatu Daily Post 29.09.17, 
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/re
sources/vanuatu_sc_ambae_response_revi
ew_17112017_0.pdf) 

 
 

ADB-Gelder 
 
Mit einem Darlehen in Höhe von 
15,1 Millionen US-Dollar unter-
stützt die Asiatische Entwick-
lungsbank (Asian Development 
Bank, ADB) den Anlagenbau zur 
Nutzung erneuerbarer Energien 
auf den Inseln Malekula und E-
spiritu Santo.  
Nur rund 33 % der Gesamtbevöl-
kerung von Vanuatu hat Zugang 
zu Strom, dieser wird meist über 
Dieselgeneratoren bezogen. Über 
75 % der Bevölkerung lebt im 
ländlichen Raum und ist somit 
nicht an die Infrastruktur ange-
schlossen. Mit den Geldern im 
Rahmen des Projektes Vanuatu 
Energy Access sollen nun techni-
sche Anlagen zur Nutzung von 
Wasser und Sonne als Stromlie-
feranten gebaut werden.  
(Radio NZ Intern. 12.10.17, 
https://www.adb.org/projects/49450-
008/main) 

 
 

Neue Leitung 
 
Die alte-neue Dachorganisation 
des in Vanuatu ansässigen 
Dachverbandes der regionalen 
Nichtregierungsorganisationen 
(Vanuatu Non-Government Or-
ganisations, VANGO) hat ein 
neues Leitungsgremium gewählt. 
Zum Präsidenten wurde Lai Sak-
ita ernannt, der bereits in frühe-
ren Jahren die Geschicke des 

Dachverbandes geleitet hatte. 
VANGO hatte 2010 nach diver-
sen Missmanagement-Vorwürfen 
und der Veruntreuung von Gel-
dern seine Arbeit eingestellt. 
Mehrere Versuche in der Ver-
gangenheit, den Dachverband 
wieder zu beleben, scheiterten. 
Schließlich mischte sich die Re-
gierung von Vanuatu in die Que-
relen ein und schaffte es mit Hilfe 
einer siebenköpfigen Untersu-
chungskommission unter Leitung 
eines Beraters aus dem Innenmi-
nisterium, VANGO neu aufzustel-
len. Sakita, ein Veteran unter den 
Polit-Aktivisten von Vanuatu, ver-
sprach, die Interessen der rund 
126 unter dem Dach von VANGO 
registrierten lokalen NGOs gut zu 
vertreten. Ihm zur Seite stehen 
als Vize-Präsidentin Shirley Ab-
raham und als Schatzmeister 
Amos Kalo. (Vanuatu Daily Post 13.07., 
29.09.17) 

 

 
 
 

KANAKY 
(NEUKALEDONIEN) 

 
Unabhängigkeitsreferendum: 
Schritte zu einer „gemeinsa-
men Erklärung“ und einer 

Abstimmung im Oktober 2018 
 

Der lange Entkolonialisierungs-
prozess Neukaledoniens, begon-
nen mit dem Vertrag von Matig-
non im Jahr 1988, tritt in seine 
entscheidende Phase ein. Ein 
Jahr vor dem Unabhängigkeitsre-
ferendum ist die heikle Frage der 
Wählerschaft geklärt, nur die 
Formulierung der genauen Frage 
für das Referendum bleibt zu de-
finieren.  
 
Beim Treffen der neukaledoni-
schen Delegierten in Paris waren 
mehr als zehn Stunden nötig, um 
die Wählerliste festzuschreiben 
und die automatische Einschrei-
bung der in Neukaledonien Gebo-
renen festzulegen, wichtig für die 
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Legitimität und die Glaubwürdig-
keit des Referendums. Dank der 
politischen Vereinbarung, die 
noch in einen juristischen Geset-
zestext umgewandelt werden 
muss, sind 10.000 Personen, die 
bisher nicht auf der Wählerliste 
standen, automatisch wahlbe-
rechtigt. Dabei handelt es sich 
um 7.000 Kanak und um 4.000 
Nicht-Kanak. Insgesamt werden 
169.000 Personen über die Zu-
kunft des Landes abstimmen 
können: 77.000 Kanak und 
92.000 Nicht-Kanak.  
 
Auch wenn die Grenzen fließend 
sind, die Wahlarithmetik lügt 
nicht: Der Vorteil liegt bei den 
Unabhängigkeitsgegnern. Dies 
kann jedoch in einem Land, wo 
der Frieden auf wackeligen Bei-
nen steht, eine Zeitbombe dar-
stellen, was viele Politiker in 
Neukaledonien stark beunruhigt. 
 
Die Präsidentschaftswahlen in 
Frankreich haben die Spannun-
gen zwischen den Extremen der 
politischen Landschaft Neukale-
doniens verschärft. Nimmt man 
die komplizierte Wirtschaftslage 
hinzu, in der sich schulisches 
Versagen und Arbeitslosigkeit vor 
allem junger Kanak miteinander 
vermischen, was wiederum zu ei-
ner hohen Kriminalitätsrate führt, 
kann Neukaledonien mit einem 
Pulverfass verglichen werden, wo 
das Referendum zu einer Verhär-
tung der Fronten führt. Mit ande-
ren Worten: Das Referendum, 
egal wie das Ergebnis ausfällt, 
sollte von der einen wie von der 
anderen Seite nicht als Demüti-
gung verstanden werden. In die-
sem Kontext muss auch der 4-
tägige Besuch des französischen 
Premierministers Edouard Philip-
pe Anfang Dezember 2017 gese-
hen werden, der auch dazu dien-
te, eine gemeinsame Erklärung 
der Unabhängigkeitsgegner und -
befürworter vorzubereiten. Die 
Erklärung, die spätestens Ende 
April 2018 erfolgen soll, möchte 
gemeinsame Werte aufzeigen 
und vereinen, nicht entzweien.  
 
Die gemeinsame Erklärung wird 
insbesondere von der konservati-
ven Partei „Calédonie Ensemble“ 

(CE) gewünscht, die gemeinsam 
mit der Rassemblement-LR, der 
MPC und „Tous Calédoniens“ die 
Fraktion der Unabhängigkeits-
gegner bildet. Die beiden CE-
Abgeordneten Philippe Gomes 
und Philippe Dunoyer haben vor 
Journalisten am 8. November 
2017 ihre Absicht unterstrichen, 
Gespräche für die gemeinsame 
Erklärung, die sie als Basis für 
die Zielgerade bis zum Referen-
dum verstehen, zu beginnen. „Es 
wäre eine starke Geste in den 
Augen der Einwohner Neukale-
doniens“, so Gomes und Duno-
yer, welche Unabhängigkeitsgeg-
ner- und -befürworter vereinen 
möchten, oder wenigstens die 
Fraktion der Unabhängigkeits-
gegner.  
Während Gomes und Dunoyer 
sich für einen Verbleib Neukale-
doniens in der Französischen 
Republik stark machen, setzt 
Paul Néaoutyine, der Präsident 
der Nordprovinz, sich für einen 
unabhängigen Staat in assoziier-
ter Partnerschaft mit Frankreich 
ein.  
 
Neben gemeinsamen Werten soll 
die gemeinsame Erklärung auch 
das Datum des Referendums 
festlegen. „Calédonie Ensemble“ 
setzt sich für einen Termin im Ok-
tober und nicht im November ein. 
Ein Novembertermin würde an 
den Unabhängigkeitskämpfer Éloi 
Machoro erinnern, der am 18. 
November 1984 als Zeichen des 
Boykotts der Territorialwahlen ei-
ne Wahlurne mit einer Axt zer-
trümmert hatte, worauf Unruhen 
in Neukaledonien ausbrachen. 
Gomes und Dunoyer erwarten 
vom französischen Premierminis-
ter seine Unterstützung für die 
Notwendigkeit einer gemeinsa-
men Erklärung, um einen geord-
neten Ablauf des Referendums 
zu ermöglichen.  
 
Doch welche Frage wird beim 
Unabhängigkeitsreferendum ge-
stellt? Der Inhalt der Abstimmung 
ist seit dem Vertrag von Nouméa 
1998 klar, die genaue Formulie-
rung der Frage ist jedoch noch 
festzuschreiben. Laut des Vertra-
ges geht es bei der Abstimmung 
um die Erlangung der staatlichen 

Souveränität Neukaledoniens, die 
Umwandlung der Staatsbürger-
schaft in eine Nationalität, um die 
Übertragung der verbleibenden 
Hoheitskompetenzen (Außenpoli-
tik, Verteidigung, Justiz, Innere 
Sicherheit und Währung) sowie 
um die Erlangung eines internati-
onalen Status als unabhängiger, 
anerkannter Staat. Das neukale-
donische Parlament (der „Con-
grès“) hat letztendlich über die 
genaue Formulierung zu ent-
scheiden.  
Sobald der Termin und die ge-
naue Frage für das Unabhängig-
keitsreferendum feststehen, wird 
der französische Präsident ein 
letztes Mal Neukaledonien besu-
chen, voraussichtlich im Mai 
2018. Das Datum des Präsident-
schaftsbesuchs ist nicht zufällig 
gewählt, markiert es doch den 
30-jährigen Jahrestag des Matig-
non-Vertrags 1988, mit dem der 
neukaledonische Bürgerkrieg be-
endet wurde und bei dem sich 
der damalige Premierminister Mi-
chel Rocard, der Vertreter der 
Unabhängigkeitsgegner in Neu-
kaledonien, Jacques Lafleur, und 
der Vertreter der Unabhängig-
keitsbefürworter, Jean-Marie 
Tjibaou, die Hände reichten. Der 
Handschlag symbolisierte den 
Beginn eines langen und bisher 
nicht abgeschlossenen Entkolo-
nialisierungsprozesses, an des-
sen Ende Neukaledonien über 
seine Eigenständigkeit abstim-
men soll. 
(Artikel von Pazifik-Netzwerk-
Vorstandsmitglied Dr. Matthias Kowasch, 
Graz. http://outremers360.com/) 

 
 

Neue Senatoren in Paris 
 
Am 24. September wurde Gérard 
Poadja von der neukaledoni-
schen Partei Union Centriste mit 
268 von 467 abgegebenen Stim-
men in den französischen Senat 
gewählt. Der 54-jährige Stadtrat 
der Gemeinde Koné ist erstmals 
in den Senat gewählt worden. Er 
ist Mitglied im Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten so-
wie Präsident der Parlamentari-
ergruppe Frankreich-Vanuatu-
Pazifische Inseln.  
 



Pazifik aktuell                                                             Nr. 112 / Dezember 2017 

 10

Ebenfalls in den Senat als Vertre-
ter Neukaledoniens gewählt wur-
de Pierre Frogier. Er war bereits 
seit 2011 Mitglied im Senat und 
wurde am 24. September im Amt 
bestätigt für seine zweite sechs-
jährige Amtszeit. Er ist Parteimit-
glied bei den Republikanern so-
wie Vizepräsident der Gruppe der 
Senatoren aus den französischen 
Überseeterritorien.  
 
Info: Der französische Senat ist 
das Oberhaus des französischen 
Parlaments neben dem Unter-
haus, der Nationalversammlung. 
Senatoren werden mittelbar 
durch etwa 150.000 Abgeordnete 
und Lokalpolitiker gewählt. Die 
Zahl der Wähler einer Region ist 
dabei abhängig von der Bevölke-
rungszahl, aber nicht proportional 
zu dieser: Ländliche Regionen 
haben bei der Wahl im Verhältnis 
mehr Stimmen als Städte.  
Senatoren werden für sechs Jah-
re als Vertreter ihres Départe-
ments gewählt. Sie sind im politi-
schen System Frankreichs an der 
Gesetzgebung beteiligt, können 
aber im Zweifelsfall von der Nati-
onalversammlung überstimmt 
werden. Die Kontrollrechte ge-
genüber der Regierung sind nur 
schwach ausgeprägt: Der Senat 
hat das Recht, sie zu befragen 
und Berichte zu veröffentlichen, 
aber keine formellen Sanktions-
möglichkeiten. 
(http://www.senat.fr/senateur/poadja_gerard
19319q.html, Radio NZ Intern. 25.09.17, 
Wikipedia FR) 

 
 
 

MMIIKKRROONNEESSIIEENN  
 
 

Park als Vorzeigeprojekt 
ausgezeichnet 

 
Nördliche Marianen: Der Gov. 
Eloy S. Inos Peace Park auf der 
Insel Saipan ist von der Construc-
tion Management Association of 
America (CMAA) mit einem Preis 
für nachhaltige Entwicklung und 
Umweltschutz ausgezeichnet 
worden. Der bereits im April er-
öffnete Park entstand auf einer 
ehemaligen Müllhalde, wo über 

40 Jahre lang der kommunale 
Müll entsorgt wurde. Bereits 1945 
nutzte das amerikanische Militär 
die Müllhalde im Ort Puerto Rico 
zur Entsorgung von Militärschrott.  
Für 29 Millionen US-Dollar konnte 
aus der Müllbrache nun eine 
Parkanlage entstehen. Benannt 
wurde die Grünfläche nach dem 
Vorgänger des jetzigen Gouver-
neurs. Gouverneur Ralph D.L.G. 
Torres weihte den Park auch ein. 
Auf den Grünflächen befinden 
sich verschiedene Palmarten und 
Bäume, es gibt Sitzgelegenhei-
ten, Barbecue-Grills, Toiletten 
und Kinderspielgeräte. Der Park 
liegt unmittelbar am Meer mit 
Blick auf die Lagune und die Ber-
ge im Landesinneren der Insel. Er 
ist nach Angaben der Tourismus-
behörde nicht nur ein Vorzeige-
projekt für die Stadtentwicklung, 
sondern auch Anziehungspunkt 
für Einheimische und Touristen 
gleichermaßen. (Marianas Variety 
20.03.17, Saipan Tribune 12.10.17) 

 
 
Gastgeber für Meeresgipfel 
 
Palau: Im Jahr 2020 wird Palau 
den Meeresgipfel „Our Ocean“ 
ausrichten. Das wurde am Rande 
des diesjährigen Gipfels in Malta 
beschlossen. Präsident Tommy 
Remengesau, Jr. zeigte sich er-
freut über die Wahl Palaus als 
Ausrichtungsort und versprach, 
man werde mit Unterstützung der 
anderen pazifischen Staaten da-
für Sorge tragen, die Herausfor-
derungen und Chancen des Pazi-
fischen Ozeans der Weltgemein-
schaft gut zu präsentieren.  
 
Info: „Die Our Ocean“-Konferenz 
ist die alljährliche Zusammen-
kunft von Führungskräften aus 
Politik und öffentlicher Verwal-
tung und Geschäftsleuten aus al-
ler Welt, um sich auszutauschen 
und tragfähige Lösungen für die 
Meere und Ozeane der Erde zu 
erarbeiten. Die Konferenz findet 
seit 2014 statt. (Marshall Islands Jour-
nal 13.10.17, Wikipedia) 

 

MARSHALL-INSELN 
 

Auszeichnung auf  
Klimakonferenz 

 
Im Rahmen der Weltklimakonfe-
renz vom 6. bis 17. November in 
Bonn hat Riyad Mucadam von 
den Marshall-Inseln den Preis 
„Gender Just Climate Solutions 
#1 Global Technical Solutions 
Award 2015“ bekommen. Diesen 
sollte er bereits vor zwei Jahren 
entgegennehmen, war aber da-
mals verhindert. 
Der promovierte Chemiker, Bio-
physiker und Ozeanologe bekam 
den vom Klimasekretariat der 
Vereinten Nationen und dessen 
Unterabteilung „Women engaging 
for a common future“ vergebenen 
Preis für seine Workshops mit 
marshallesischen Frauen auf den 
Außeninseln. Mucadam hatte So-
larpanele entwickelt, die Kühl-
schränke, Gefrierkombinationen 
und weitere Kleingeräte mit 
Strom versorgen können. Dazu 
hatte er einen kleinen Kurs aus-
gearbeitet, in dem Frauen ange-
lernt wurden, wie sie ohne Unter-
stützung durch Techniker die So-
larpanele eigenhändig nutzen, 
pflegen und reparieren können.  
 
Riyad Mucadam arbeitet derzeit 
am MacDiarmid Institute for Ad-
vanced Materials and Nanotech-
nology an der University of Victo-
ria in Wellington (Neuseeland) an 
seiner Habilitation. Von 2014 bis 
2016 war er Senior Climate Advi-
ser im Büro des Präsidenten/der 
Präsidentin Dr. Hilda Heine auf 
den Marshall-Inseln. (Marshall Is-
lands Journal 24.11.17, 
https://about.me/rayxray) 

 
 

Selina Leem segelte auf 
Peace Boat mit 

 
Selina Leem von den Marshall-
Inseln war Teilnehmerin bei der 
Segeltour des „Peace Boat“, das 
vom 22. September bis zum 16. 
Oktober auf Europatournee in 
verschiedenen europäischen Hä-
fen anlegte, um auf die Bedro-
hung der kleinen Inselstaaten 
durch den Anstieg des Meeres-
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spiegels hinzuweisen. Die ehe-
malige Studentin am Robert 
Bosch College in Freiburg im 
Breisgau, die dort im vergange-
nen Jahr erfolgreich das interna-
tionale Baccalaureate abschloss, 
hat sich zu einer Jugend-
Klimabotschafterin der Marshall-
Inseln entwickelt und ist weltweit 
in Sachen Klimagerechtigkeit und 
Klimawandel unterwegs.  
 
Info: Seit 1983 fährt das von einer 
japanischen Nichtregierungsor-
ganisation finanzierte „Friedens-
boot“ (ein ehemaliges Kreuzfahrt-
schiff für 1.200 Passagiere) welt-
weit nicht nur Urlaubsziele, son-
dern auch politisch schwierige 
Regionen, frühere oder momen-
tane Krisenregionen an. Bei den 
Landgängen besuchen die 
Passagiere im Alter von 16 bis 70 
Jahren verschiedene Frie-
densprojekte, auf See halten 
Gastredner, Journalisten und 
Wissenschaftler Vorträge. Alles 
dreht sich um die Themenblöcke 
Krieg und Frieden, also um alle 
Arten politischer und gesellschaft-
licher Konflikte.  
 
Die Reise im Rahmen der COP23 
war zugelassen als offizielles Si-
de-Programm der Jugendklima-
konferenz COY13 (Conference of 
Youth) eine Woche vor Beginn 
der Bonner Klimaverhandlungen. 
(http://peaceboat.org/english/?page=view&n
r=241&type=21&menu=62, Facebook, Mar-
shall Islands Journal 20.10.17) 
 

 
 
 

Tony deBrum-
Tagungsraum eingeweiht 

 
Am 13. November wurde im 
Rahmen der Klimakonferenz 
COP23 in Bonn auf dem Konfe-
renzgelände ein Tagungsraum 
nach dem im August verstorbe-
nen Außenminister und Klimabot-
schafter der Marshall-Inseln, 
Tony deBrum, benannt. An der 
feierlichen Einweihungszeremo-
nie nahmen neben der deutschen 
Bundesumweltministerin Barbara 
Hendricks auch die Präsidentin 

der Marshall-Inseln, Hilda Heine, 
der Premierminister der Cook-
Inseln, Henry Puna, sowie weite-
re hochrangige pazifische Politi-
ker aus Tuvalu, Tonga und Sa-
moa teil.  
 
Die Zeremonie begann mit einem 
Gedicht der bekannten Poetry-
Slammerin Kathy Jetnil Kijiner 
von den Marshall-Inseln, einer 
engen Freundin und Kollegin des 
Verstorbenen im Kampf gegen 
den Klimawandel. Hendricks 
sprach in persönlichen Worten 
von den zahlreichen Begegnun-
gen mit deBrum auf dem interna-
tionalen politischen Parkett und 
Präsidentin Heine ging auf die 
durch deBrum erstarkte Rolle der 
Marshall-Inseln bei den Klima-
verhandlungen ein.  
Gegen Ende der rund einstündi-
gen Einweihungsfeier wurde ein 
Videofilm mit Szenen aus dem 
Leben deBrums eingespielt. Nach 
einem beeindruckenden Auftritt 
der Pacific Climate Warriors mit 
einem eigens geschriebenen Ge-
bet und Gesang standen die Teil-
nehmenden noch lange nach 
dem offiziellen Ende der Zeremo-
nie bei Kaffee und Tee zusam-
men und tauschten sich aus. (Teil-
nahme Julia Ratzmann an der Zeremonie) 

 
 

Polizist erfolgreich  
fortgebildet 

 
Als erster Polizist der Polizeiwa-
che des Atolls Majuro hat Francis 
Lenja, Jr. erfolgreich an einer 
viermonatigen Aus- und Fortbil-
dung an der Guam Academy für 
Polizeikräfte teilgenommen. Lenja 
bestand gemeinsam mit 15 Kol-
legen aus dem Pazifik das Trai-
ning „First Marine Terrestrial 
Conservation Enforcement 
Academy“ in Guam.  
 
Im Beisein hochrangiger Politiker 
und Mitglieder der Polizei und Si-
cherheitskräfte aus vielen mik-
ronesischen Pazifikstaaten erhiel-
ten die 16 männlichen Teilneh-
mer ihre Zertifikate bei einer Feier 
im Pacific Star Hotel in Tumon 
auf Guam. Lenja wurde beson-
ders für seine Fähigkeiten bei der 
Erstellung von Einsatzberichten 

und seine Treffsicherheit im Um-
gang mit der Waffe geehrt. 
 
Bei der Fortbildung ging es um 
den Einsatz auf Patrouillen- und 
Rettungsbooten in den Meeres-
schutzgebieten des nordwestli-
chen Pazifiks, wo andere Regeln 
gelten als außerhalb von Marine-
Nationalparks. Außerdem wurde 
unterrichtet, wie illegale kommer-
zielle Fischfangflotten aufge-
bracht werden können, wie Waf-
fen an Bord zum persönlichen 
Schutz eingesetzt werden können 
und wie Umweltsünder auf dem 
Meer (Abkippen von Müll etc.) 
enttarnt und festgenommen wer-
den können.  
 
Sheriff Willard Lathrop, Ober-
kommandierender der Polizeikräf-
te auf dem Atoll Majuro, zeigte 
sich begeistert von dem guten 
Abschluss seines Untergebenen 
und gab an, er wünsche sich 
mehr Geld, um weitere Kollegen 
in diesem Bereich fortbilden zu 
können. (Marshall Islands Journal 
20.10.17, Post Guam online 10.10.17)  
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POLYNESIEN 

 
 

WEST- UND  
ZENTRALPOLYNESIEN 

COOK-INSELN 
 

„Klimawandel-Touristen“ 
 
Tuvalu: Die Sprecherin der Tou-
rismusbehörde von Tuvalu, Paufi 
Afelee, beklagt die geringe Zahl 
von Touristen. Im vergangenen 
Jahr seien nur 2.000 Ankünfte am 
Flughafen in Funafuti gezählt 
worden, darunter auch viele offi-
zielle Entwicklungshelfer. Die 
meisten Touristen kämen als 
„Klimawandel-Touristen“. Sie hät-
ten gehört oder gelesen, dass 
Tuvalu durch den Anstieg des 
Meeresspiegels akut vom Unter-
gang bedroht sei und wollten sich 
nun vor Ort selber von der Dra-
matik der Lage überzeugen. Zwar 
wolle man keinen Sensations-
Tourismus fördern, so Afelee, 
aber man bemühe sich schon um 
diese Touristen in der Hoffnung, 
diese würden nach ihrer Rück-
kehr von Tuvalus Bemühungen 
zum Schutz der Inseln berichten 
und mit persönlichen Reiseerleb-
nissen auf den Klimawandel auf-
merksam machen.  
 
Wie man sich in Tuvalu an die 
Folgen des Klimawandels anpas-
se und mit der drohenden Gefahr 
der Auswanderung umgehe- das 
sei ein besonderes Merkmal der 
neun Inseln mit ihren rund 10.000 
Einwohnern im Zentralpazifik und 
mache diese für Touristen attrak-
tiv, warb Afelee um mehr Touris-
ten für Tuvalu. (Radio NZ Intern. 
20.09.17, 
http://www.independent.co.uk/travel/news-
and-advice/tuvalu-least-visited-place-world-
south-pacific-united-nations-kiribati-world-
tourism-organization-a7906786.html) 

 
 

Steine aus Nauru 
 
Tuvalu: Die Regierung von Tuva-
lu hat im Rahmen ihrer Anpas-
sungsmaßnahmen an Klimawan-
delfolgen 5.000 Tonnen Gestein 
von Nauru gekauft. Das Geld für 

die Steine kommt aus dem Green 
Climate Fonds. Die Steine sollen 
mit einem Landungsboot in Nauru 
abgeholt werden. 
 
Mit den Steinen sollen Wälle ge-
baut werden, die den frisch ange-
legten Queen Elizabeth II Park 
vor Flutwellen schützen sollen. 
Der Park wurde als Verschöne-
rungsmaßnahme eingerichtet, da 
Tuvalu im Jahr 2019 das Gipfel-
treffen für die Regierungschefs 
der Mitgliedsländer im Pacific Is-
lands Forum ausrichtet. (Radio NZ 
Intern. 22.09.17) 

 
 
Masterplan zur Vermeidung 

von Bränden 
 
Samoa: Anfang November hat 
die Regierung von Samoa in Ko-
operation mit der Pacific Com-
munity ihre neue Strategie zur 
Vermeidung von Waldbränden 
und Feuerausbrüchen der Öffent-
lichkeit vorgestellt.  
Die stellvertretende Premiermi-
nisterin und Umweltschutzminis-
terin Fiame Naomi Mata’afa er-
klärte den Masterplan, der in Zu-
sammenarbeit mit der Berufsfeu-
erwehr des australischen Bun-
desstaates Victoria entstand.  
Kern der Strategie ist die Vermei-
dung von Buschfeuern sowie der 
Verlust von Mensch, Tier und Inf-
rastruktur im Falle von Waldbrän-
den oder Gebäudebränden. Der 
Masterplan dient der samoani-
schen Fire and Emergeny Ser-
vices Authority als Richtlinie für 
ihren Einsatz.  
 
Finanzielle Unterstützung zur 
Ausarbeitung der Feuervermei-
dungsstrategie kam aus dem 
Fonds Building Safety and Resi-
lience in the Pacific, der aus Gel-
dern der Pacific Community, der 
Europäischen Union und der 
Gruppe der AKP-Staaten ge-
speist wird. (Pressemitteilung Pacific 
Community 08.11.17) 

 
 
 
 
 
 

Nationalpark besonders 
geschützt 

 
Samoa: Der Nationalpark O Le 
Pupū Puē ist offiziell auf die Liste 
von international bedeutsamen 
Feuchtgebieten gesetzt worden. 
Damit genießt das Gebiet einen 
noch größeren Schutz als bisher. 
Samoa hat nun bereits zwei Ge-
biete (von insgesamt neun im 
Pazifik und 2.313 weltweit) auf 
der so genannten Ramsar-Liste.  
 
Das Umweltministerium hatte 
sich seit 2016 für das Feuchtge-
biet im Nationalpark eingesetzt. 
Auf dem knapp 6.000 Hektar 
großen Gebiet befindet sich einer 
der letzten unberührten Regen-
wälder auf der Insel Upolu. Aus 
Quellen im Wald beziehen meh-
rere Dörfer ihr Trinkwasser und 
die Wasserfälle sind ein Anzie-
hungspunkt für Touristen. Im Na-
tionalpark leben auch acht selte-
ne Vogelarten, von denen zwei 
vom Aussterben bedroht sind. 
Außerdem gibt es dort ein hohes 
Aufkommen an endemischen 
Pflanzen.  
 
Info: Der O Le Pupū Puē Natio-
nalpark im Süden der Insel Upolu 
wurde bereits 1978 als damals 
pazifikweit erster Nationalpark 
gegründet.  
Die 1971 beschlossene Ramsar-
Konvention bezeichnet das Über-
einkommen über Feuchtgebiete, 
insbesondere als Lebensraum für 
Wasser- und Wattvögel. Es ist ein 
völkerrechtlicher Vertrag, dessen 
Ausarbeitung von der UNESCO 
angestoßen wurde. (Samoa Observer 
11.10.17, https://www.ramsar.org/) 

 
 

Neue Besitzer des  
Aggie Grey’s Hotel 

 
Samoa: Nach 84 Jahren im Fa-
milienbesitz hat die Familie Grey 
das bekannte Aggie Grey’s Hotel 
in Apia auf Upolu (Samoa) an ei-
ne asiatische Investorengruppe 
verkauft. Bisher wurde der Name 
der neuen Eigentümer noch nicht 
mitgeteilt.  
Hotelmanager Mark Francis sag-
te, es werde alles beim Alten 
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bleiben. Das Hotel bliebe für im-
mer ein „samoanisches Hotel“ 
und stehe weltweit als Inbegriff 
für samoanische Gastfreund-
schaft. Daran werde auch ein Ei-
gentümerwechsel nichts ändern. 
Die 200 Arbeitsplätze im Hotel 
seien nicht bedroht.  
 
Info: Erst im vergangenen Jahr 
war das Aggie Grey‘s nach milli-
onenschweren Renovierungs- 
und Modernisierungsarbeiten an 
die US-amerikanische Hotelkette 
Sheraton für eine Laufzeit von 20 
Jahren übergeben worden. 
Gegründet wurde das 5-Sterne 
Luxushotel bereits 1933 von der 
Halb-Samoanerin Aggie Grey 
(1897-1988). (Radio NZ Intern. 
27.09.17, Samoa Observer 02.10.17) 

 
 

Flugverbindung nach 
Tonga 

 
Samoa: Noch im November wird 
die regionale Real Tonga Airline 
die direkte Flugverbindung zu 
Samoa aufnehmen. Einmal wö-
chentlich soll dann eine 34-sitzige 
SAAB 340 zwischen den Inseln 
verkehren. Bis dato gab es keine 
Direktverbindung zwischen den 
Inseln, Flugpassagiere mussten 
über Fidschi oder Neuseeland 
fliegen, was meist nur mit einer 
Übernachtung möglich war. Mit 
der neuen Verbindung wird sich 
nach Angaben von Tevita Palu, 
dem Eigner und Geschäftsführer 
von Real Tonga Airline, der Flug-
preis um mehr als die Hälfte re-
duzieren. (Matangi Tonga 05.10.17) 

 

 
 
 

Erdrutschsieg für Pōhiva 
 
Tonga: Bei den vorgezogenen 
Parlamentswahlen am 16. No-
vember konnte die Demokrati-
sche Partei des amtierenden 
Premierministers ‘Akilisi Pōhiva 

ihre bisher nur relative Mehrheit 
im Parlament massiv ausbauen 
und verfügt nun allein über eine 
absolute Mehrheit. Im August hat-
te König Tupou VI aufgrund im-
mer stärkerer Differenzen mit 
Pōhiva das Parlament aufgelöst 
und Neuwahlen ausgeschrieben.  
 
Insgesamt gewann die Demokra-
tische Partei 14 der 17 das Volk 
im Parlament repräsentierenden 
Sitze (jeweils in Einzelwahlkrei-
sen nach dem einfachen Mehr-
heitsprinzip gewählt). Premiermi-
nister Pōhiva verteidigte seinen 
Sitz im Wahlkreis Tongatapu 1 
mit einer satten Mehrheit von 
50% gegen zehn Herausforderer. 
Ebenso konnten alle anderen der 
11 bisherigen Abgeordneten sei-
ner Partei ihre Sitze verteidigen. 
Unter den bisher sechs unabhän-
gigen Abgeordneten konnten le-
diglich der frühere Vize-
Premierminister Siaosi Sovaleni 
(Wahlkreis Tongatapu 3) sowie 
Tavita Lavemaau (Insel ‘Eua) und 
Samiu Vaipulu (Wahlkreis Vava‘u 
15) ihre Sitze halten. Der frühere 
Finanzminister ‘Aisake Eke, der 
bereits als Anwärter auf den 
Premierstuhl im Falle eines Sie-
ges der Unabhängigen galt, ver-
lor dagegen den Wahlkreis 
Tongatapu 5 an die Demokratin 
Losaline Ma’asi, die neben der 
wiedergewählten ‘Akosita Lavula-
vu (ebenfalls Demokratische Par-
tei) die einzige andere Frau im 
neuen Parlament ist. Die bisheri-
gen unabhängigen Abgeordneten 
Vili Hingano (Wahlkr. Ha‘apai 12) 
und Fe‘ao Vakata (Niua-Inseln) 
verloren ebenfalls ihre Sitze an 
Herausforderer aus den Reihen 
der Demokraten. 
Von den neun Adelsvertretern, 
die von den insgesamt knapp 40 
Trägern von Adelstiteln gewählt 
werden, wurden die meisten in ih-
rem Amt bestätigt, einschließlich 
des früheren Premierministers 
und Parlamentspräsidenten Lord 
Tu‘ivakanō. Ausnahmen waren 
Lord Vaea auf Tongatapu, der 
von Lord Vaha‘i abgelöst wurde, 
und Lord Tu‘iha‘ateiho auf 
Ha‘apai, der seinen Sitz an Lord 
Tu‘iha‘angano abgeben musste. 
Interessanterweise wurde Lord 
Ma‘afu, der als Minister für Land-

angelegenheiten in Pōhivas Ka-
binett von manchen seiner Adels-
kollegen als Überläufer oder Ver-
räter angesehen wurde, dennoch 
in seinem Sitz bestätigt.  
 
Das Ergebnis der Wahl zeigt, 
dass das Vorgehen von Tupou IV 
und Tuivakanō (der den König zu 
seiner eigenmächtigen Parla-
mentsauflösung geraten hatte) 
klar ein Eigentor für die konserva-
tiv-royalistische Fraktion war. Ihre 
Spekulation darauf, dass das 
Volk von Pōhivas oft selbstherrli-
chen Führungsstil enttäuscht sei 
und die Gelegenheit nutzen wür-
de, ihn durch die Wahl loszuwer-
den, hat sich nicht bewahrheitet. 
Ganz im Gegenteil hatte der Kö-
nig durch seine Handlung die 
Mehrheit der Wähler vor den Kopf 
gestoßen, und diese hatten daher 
über Kritikpunkte an Pōhivas Re-
gierungsstil hinweggesehen und 
aus Trotz gegen die Royalisten 
mehrheitlich für die Demokraten 
gestimmt.  
 
Die Demokratische Partei verfügt 
nun mit 14 von insgesamt 26 Sit-
zen über eine alleinige Mehrheit 
und ist nicht mehr wie bisher auf 
Unterstützung einzelner Adels-
vertreter oder unabhängiger 
Volksvertreter angewiesen. Pōhi-
vas Partei kann also theoretisch 
ganz allein Gesetze beschließen 
und sogar die Verfassung än-
dern. Allerdings hat der König 
dabei nach wie vor ein Vetorecht. 
Die Konfrontation zwischen Pa-
last und Staatskanzlei wird sich 
somit in der kommenden Legisla-
turperiode wohl noch weiter ver-
schärfen. 
(Artikel von Dr. Lorenz Gonschor, Tonga. 
Quellen: Matangi Tonga, eigene Recher-
chen) 

 
 

Erstes Symposium für  
psychisch Kranke 

 
Tonga: Erstmals fand vom 9. bis 
zum 13. Oktober in der Haupt-
stadt Nuku’alofa das „Langi Ma’a: 
Tonga National Mental Health 
and Disabilities Symposium“ statt.  
 
Psychische und körperliche Er-
krankungen sind in Tonga ein 
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Tabu-Thema, über das norma-
lerweise nicht öffentlich gespro-
chen wird. Behinderte Menschen 
werden von ihren Familien vor 
der Öffentlichkeit versteckt gehal-
ten. Umso mutiger war die Rede 
des 54-jährigen körperlich behin-
derten Rhema Misser, der in per-
sönlichen Worten beschrieb, wie 
ausgeschlossen sich Behinderte 
von der tongaischen Gesellschaft 
fühlen.  
 
Der Präsident der Tonga Mental 
Health and Disabilities Associati-
on, Leonaistasi Hoponoa, sagte, 
man werde im kommenden Jahr 
psychische Erkrankungen in den 
Mittelpunkt von Aufklärungskam-
pagnen und Gesundheitspro-
grammen stellen. Eine psychi-
sche Erkrankung könne jeden 
treffen und müsse deshalb auch 
von der Gesellschaft wahrge-
nommen und thematisiert wer-
den.  
Der australische Botschafter für 
Tonga, Andrew Ford, nahm an 
dem Symposium teil und begrüß-
te die Anstrengungen des Behin-
dertenverbandes, an die Öffent-
lichkeit zu gehen.  
Australien hat im vergangenen 
Jahr die tongaische Behinderten-
arbeit mit 21 Millionen Pa’anga 
(ca. 7,8 Millionen Euro) unter-
stützt. (Matangi Tonga 11.10.17) 
 
 

Emmy für Tongaer 
 
Tonga: Der amerikanische Fil-
memacher Tony Vainuku und 
seine amerikanische Kollegin und 
Freundin, die Filmproduzentin 
Erika Cohn, sind bei der 38. 
Vergabe des Filmpreises Emmy 
am 5. Oktober in New York mit 
einem Preis für ihre Dokumenta-
tion „In Football We trust“ ausge-
zeichnet worden. Der Sohn 
tongaischer Immigranten zeigt in 
diesem Film am Bespiel seines 
Onkels die Zerrissenheit pazifi-
scher Sportler zwischen Familie, 
Ruhm und Ehre und dem harten 
Sportgeschäft.  
 
Der ehemalige Leistungssportler 
und spätere Marketingspezialist 
Vainuku erhielt den News & 
Documentary Emmy Award in der 

Kategorie „Outstanding Business 
and Economic Documentary“ für 
die bereits im Jahr 2015 fertig 
gestellte Dokumentation über die 
sportliche Karriere von vier pazifi-
schen American Football-Spielern 
in Salt Lake City (USA). Der Film 
zeigt, wie sich die Sportler bemü-
hen, über den sportlichen Erfolg 
dem familiären Kreislauf aus Ge-
walt und Armut zu entkommen.  

 
 
Info: Der Emmy Award ist der be-
deutendste Fernsehpreis der 
Vereinigten Staaten und – neben 
dem Academy Award (Oscar) für 
Film, dem Tony Award für Thea-
ter und dem Grammy Award für 
Musik – einer der vier großen 
Preise der US-amerikanischen 
Unterhaltungsindustrie. Er wird 
seit 1949 jährlich für die abgelau-
fene Fernsehsaison in mittlerwei-
le über 90 verschiedenen Katego-
rien vergeben. (Matangi Tonga 
11.10.17, 
http://www.pbs.org/independentlens/blog/to
ny-vainuku-and-erika-cohn-tell-the-story-of-
a-unique-football-culture/) 

 
 

Lüdia für  
„Somewhere in Tonga“ 

 
Lünen/Tonga: Beim 28. Lüner 
Kinofest gewann „Somewhere in 
Tonga“ des deutschen Regis-
seurs Florian Schewe die Lüdia, 
den mit 10.000 Euro dotierten 
Filmpreis der Stadt Lünen. Der 
Produzent Volker Heise und der 
Filmkomponist Daniel Kaiser hat-
ten den Film über einen Sozialar-
beiter und einen schwer erzieh-
baren Jugendlichen persönlich in 
Lünen vorgestellt. Auch die Schü-
lerjury 16+ vergab ihren Preis an 
den auf Tonga gedrehten Fern-
sehfilm. 

Info: „Somewhere in Tonga“ wur-
de auf den 51. Hofer Filmtagen 
Ende Oktober uraufgeführt. Der 
98 Minuten lange Spielfilm wurde 
überwiegend auf Tonga mit Ama-
teuren gedreht und beruht auf ei-
ner wahren Begebenheit: Der 
Sozialpädagoge Wolski möchte 
auf einer unbewohnten Insel im 
südpazifischen Tonga ein Reso-
zialisierungsprojekt für Jugendli-
che ins Leben rufen. Er stellt den 
16-jährigen Marcel, der seinen 
Betreuer im Drogenrausch nie-
dergestochen hat, vor die Wahl: 
Knast oder Südsee. 
 
Info: An den vier Tagen des in-
zwischen überregional bekannten 
Lüner Filmfestivals kamen 9.500 
Besucher in die knapp 60 Filme 
in das Lüner Kino Cineworld. (Ruhr 
Nachrichten 26.11.17) 

 

 
 
 
Neues Meeresschutzgebiet 
 
Niue: Die seit 1974 durch einen 
Assoziierungsvertrag mit Neusee-
land verbundene Koralleninsel 
Niue hat ein neues Meeres-
schutzgebiet innerhalb seiner Ex-
klusiven Ökonomischen Zone 
(EÖZ) eingerichtet. Das rund 
126.909 Quadratkilometer große 
Gebiet umfasst sowohl die Insel 
selbst als auch rund 40 Prozent 
der EÖZ. Innerhalb des neuen 
Schutzgebietes liegt auch das 
Beveridge Reef, in dem eine der 
weltweit größten Populationen 
des grauen Riffhais lebt.  
 
 
Premierminister Sir Toke Talagi 
sagte, innerhalb des Gebietes sei 
der kommerzielle Fischfang künf-
tig verboten. Die Einrichtung des 
Schutzgebietes sei ein Beitrag 
Niues zur Bewahrung des Le-
bensraumes Ozean für künftige 
Generationen, so der Premier.  
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Die rund 1.600 Bewohner stün-
den geschlossen hinter der Ent-
scheidung der Regierung, so ein 
Sprecher der regionalen Umwelt-
schutzorganisation Tofia Niue. 
Deren Mitglieder hatten sich seit 
Jahren für die Einrichtung eines 
Schutzgebietes eingesetzt.  
 
Toke Talagi gab an, das Gebiet 
von Drohnen überwachen zu las-
sen, um illegalen Fischfangflotten 
auf die Spur zu kommen.  
(Radio NZ Intern. 06.10., 12.10.17) 
 
 

FRZ.-POLYNESIEN 
RAPA NUI (OSTERINSEL) 

 
[Alle Artikel von Dr. Lorenz Gonschor, 
Pazifik-Netzwerk-Mitglied, Tonga.] 

 
Flosses Partei verliert  

weitere Mitglieder 
 
Frz.-Polynesien: Die Partei des 
früheren Präsidenten der Landes-
regierung, Gaston Flosse, verliert 
immer mehr Abgeordnete in der 
Landesversammlung. Bereits im 
Juni 2017 trat der Präsident der 
Versammlung, Marcel Tuihani, 
gemeinsam mit seinem Vater, 
dem früheren Schatzmeister der 
Partei, aufgrund von Differenzen 
mit Flosse aus der Partei aus und 
ist seitdem fraktionslos. Im Sep-
tember folgte ihm die Abgeordne-
te Gilda Vaiho-Faatoa. Nur weni-
ge Tage später traten Patricia 
Amaru und Juliette Nuupure 
ebenfalls aus der Partei aus, lie-
fen aber im Unterschied zu den 
beiden zuvor genannten direkt 
zur Fraktion der regierenden Par-
tei Tapura Huiraatira von Präsi-
dent Edouard Fritch über. Die 
Partei des inzwischen 86 Jahre 
alten Flosse, die bei den letzten 
Wahlen 2013 eine Zweidrittel-
mehrheit der Sitze gewonnen hat-
te, hält damit jetzt nur noch 12 
von insgesamt 57 Sitzen in der 
Versammlung.  
 
Die erst 2015 als Abspaltung von 
der Tahoeraa gegründete Tapura 
dagegen hat inzwischen mit 33 
Sitzen eine stabile absolute 
Mehrheit. Diese absurd erschei-
nende Situation ist allerdings für 

die Politik des Landes nicht unüb-
lich, da die meisten Politiker nicht 
klar ideologisch an eine Partei 
gebunden sind, sondern stets zu 
der Partei überlaufen, die gerade 
an der Regierung ist und ihnen 
damit die meisten Vorteile ge-
währen kann. (Tahiti Infos, Radio New 
Zealand) 

 
 

Entkolonisierungsfragen 
schlagen hohe Welle 

 
Frz.-Polynesien: Während der 
diesjährigen Anhörung des Ent-
kolonisierungsausschusses der 
Vereinten Nationen in New York 
Anfang Oktober wurde erneut der 
politische Status Französisch-
Polynesiens sehr heftig diskutiert. 
Während Präsident Fritch erneut 
behauptete, sein Land erfülle alle 
Bedingungen eines sich selbst 
verwaltenden Landes und gehöre 
daher von der Liste der zu entko-
lonisierenden Territorien gestri-
chen, erntete er dafür wenig An-
erkennung, da die Landesregie-
rung tatsächlich nur Verwaltungs-
rechte, aber keinerlei Souveräni-
tätsrechte besitzt und die franzö-
sische Kolonialmacht nach wie 
vor für alle internationalen Bezie-
hungen des Landes verantwort-
lich ist.  
Der Blog „Overseas Territories 
Review“ meinte dementspre-
chend, Fritchs Äußerungen seien 
nichts weiter als „Mätzchen eines 
kolonialen Anpassers“ („Colonial 
Accomodationist Antics“). Die 
fünfzehn anderen Vertreter Fran-
zösisch-Polynesiens, die bei der 
Anhörung aussagten, waren alle-
samt der gleichen Meinung und 
verurteilten die Einstellung ihres 
Präsidenten sowie Frankreichs 
Weigerung, mit den Entkolonisie-
rungsbehörden der UN zusam-
menzuarbeiten.  
 
Ende November erhielt diese 
Einschätzung eine zusätzliche 
Bestätigung, als das Internationa-
le Olympische Komitee in 
Lausanne auf eine Anfrage nach 
Subventionen für das lokale 
olympische Komitee Französisch-
Polynesiens mit der Aussage re-
gierte, dass solange Französisch-
Polynesien kein unabhängiger 

Staat sei, sein lokales Komitee 
nicht von Lausanne anerkannt sei 
und das Land nur unter dem 
Mantel Frankreichs an internatio-
nalen Sportveranstaltungen teil-
nehmen könne. (Tahiti Infos, Radio 
New Zealand, Overseas Territories Review) 

 
 

Proteste gegen  
kommerzielle Fischerei 

 
Marquesas-Inseln: Rund 600 
Menschen haben Anfang Oktober 
auf Hiva Oa (Marquesas-Inseln) 
gegen die Ausweitung der kom-
merziellen Fischerei in ihren Küs-
tengewässern protestiert. Grund 
für den Protest war das von der 
Territorialregierung in Papee’ete 
genehmigte Projekt „Toa Hiva“, 
wonach eine kommerzielle Fisch-
fangflotte mit 24 Thunfischfang-
booten im Hafen von Hiva Oa 
stationiert werden sollte. Diese 
sollten rund 3.000 Tonnen Thun-
fisch jährlich einbringen. Ein Re-
gierungssprecher erklärte den 
Demonstranten, man habe es nur 
gut gemeint, da durch die Aus-
weitung des kommerziellen 
Fischfangs rund 200 lokale Ar-
beitsplätze geschaffen werden 
könnten.  
 
Die Demonstranten sprachen 
sich aus Angst vor der weiteren 
Überfischung ihrer Gewässer 
trotzdem gegen das Projekt „Hiva 
Toa – Marquesas Fisheries Pro-
ject – 2017-2025“ aus. Sie über-
gaben dem Regierungssprecher 
zudem eine von 500 Menschen 
unterschriebene Petition. Diese 
war von den Bewohnern der Au-
ßeninseln Tahuata und Fatu Hiva 
unterzeichnet worden. Wegen der 
großen Distanz konnten sie nicht 
persönlich zur Demo nach Hiva 
Oa kommen. (Artikel von Julia Ratz-
mann. Radio NZ Intern. 09.10.17, 
http://www.codim.pf/en/hiva-toa-marquesas-
fisheries-project-2/) 
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Indigene Verwaltung für 
Nationalpark; 

neues Meeresschutzgebiet; 
Rapanui zur Amtssprache 

erhoben 
 
Rapa Nui: Am 23. November un-
terzeichnete Chiles Präsidentin 
Michelle Bachelet ein Dekret, die 
Verwaltung des Nationalparks 
Rapa Nui, der knapp die Hälfte 
der Inselfläche ausmacht, für die 
nächsten 50 Jahre auf die von 
der lokalen indigenen Bevölke-
rung gewählte Gemeinschaftsor-
ganisation Ma‘u Henua („Land-
pflege“) zu übertragen. Im 20. 
Jahrhundert waren diejenigen 
Teile der Insel, auf denen sich die 
berühmten kolossalen Steinfigu-
ren (mo‘ai) und andere histori-
sche Stätten befinden, zum Nati-
onalpark erklärt und der chileni-
schen nationalen Forstverwaltung 
(CORFO) unterstellt worden, oh-
ne dass die Einheimischen dabei 
konsultiert oder für das ihnen 
damit weggenommene Land ent-
schädigt wurden. Seit vielen Jah-
ren hatten daher einheimische 
Aktivisten gegen die staatliche 
Verwaltung des Nationalparks 
protestiert, was zu zahlreichen, 
teils gewaltsamen Konfrontatio-
nen geführt hatte. Bereits vor ei-
nem Jahr hatte CORFO einen 
Kompromiss mit den Einheimi-
schen geschlossen, und Ma‘u 
Henua an der Verwaltung betei-
ligt. Die jetzige volle Übertragung 
der Verwaltung stellt einen wich-
tigen Schritt der Wiedergutma-
chung dar. Doch die Rückgabe 
des Landes an die Insulaner 
bleibt weiterhin ungeklärt, da der 
chilenische Staat weiterhin den 
Grundbesitz auf dem Gebiet des 
Nationalparks beansprucht. 
 
Die letzten Monate waren von 
zahlreichen anderen positiven 
Schritten in Richtung Selbstbe-
stimmung geprägt. Nach dem 
Beschluss eines Gesetzes zur 
Einwanderungskontrolle durch 
das chilenische Parlament im 
August (siehe Artikel in der Sep-
tember-Ausgabe der Pazifik ak-
tuell) entschieden die Insulaner 
Anfang September in einer 
Volksabstimmung die Errichtung 

eines Meeresschutzgebiets um 
Rapa Nui, in dem Fischfang nur 
noch von Einheimischen mit 
nicht-industriellen Mitteln erlaubt 
ist. Das Meeresschutzgebiet soll 
gemeinsam von Vertretern der 
Inselbevölkerung und dem chile-
nischen Staat verwaltet und 
überwacht werden.  
 
Des Weiteren hatte der Gemein-
derat der Insel im August be-
schlossen, Rapanui zur Amts-
sprache der Gemeindeverwaltung 
zu machen, was Bürgermeister 
Petero Edmunds am 18. Novem-
ber durch einen Erlass in Kraft 
setzte. Bisher wurden alle offiziel-
len Dokumente ausschließlich in 
Spanisch abgefasst. Der politi-
sche Opportunist Edmunds hatte 
sich in letzter Zeit wieder zuneh-
mend nationalistisch positioniert 
und beispielsweise die oben ge-
nannten Reformen der Zentralre-
gierung als zu langsam kritisiert, 
während gleichzeitig der Name 
der Gemeinde offiziell von Isla de 
Pascua („Osterinsel“) in Rapa Nui 
geändert worden war. (Gobernación 
de Isla de Pascua, La Tercera) 

 
 

HAWAI’I 
 

Internationale Kommission 
zur Faktenermittlung steht, 

wird aber behindert 
 
Für die geplante Wiederaufnah-
me des Falles Larsen v. Hawaiian 
Kingdom am Ständigen 
Schiedshof in Den Haag (siehe 
Berichte in den beiden letzten 
Ausgaben dieser Zeitschrift) ha-
ben sich weitere Hürden ergeben. 
 
Nachdem die von dem Politikwis-
senschaftler Keanu Sai geleitete 
geschäftsführende Regierung des 
Hawaiischen Königreichs zwei 
renommierte Völkerrechtler als 
Rechtsvertreter engagieren konn-
te, wurde Mitte Oktober eine 
Kommission aus drei weiteren 
Völkerrechtexperten gebildet, die 
unter Schirmherrschaft des Stän-
digen Schiedshofes (Permanent 
Court of Arbitration, PCA) in Den 
Haag in Honolulu tagen werden, 
um festzustellen, welche Ver-

pflichtungen Sais provisorische 
Regierung, die der Haager Ge-
richtshof bereits 2001 als eine le-
gitime Regierung anerkannt hat-
te, gegenüber den Staatsbürgern 
Hawai‘is hat. Dies vor dem Hin-
tergrund, dass Hawai‘i seit Ende 
des 19. Jahrhunderts von den 
USA ohne rechtliche Grundlage 
okkupiert wird. Bei den Kommis-
sionsmitgliedern handelt es sich 
um William Schabas (Professor 
für Völkerrecht an der Middlesex 
University in London und der Uni-
versität Leiden, Niederlande), 
Pierre D’Argent (Professor an der 
Universität von Louvain in Belgi-
en) und Jean d’Aspremont (Lehr-
stuhlinhaber an der Universität 
von Manchester). 
 
Nachdem bereits der Termin (Mit-
te Januar) und die Örtlichkeiten 
(Nebengebäude des Königspa-
lasts in Honolulu) für die Tagung 
der Kommission festgesetzt wor-
den waren, stellte sich auf einmal 
Hugo Hans Siblesz, der General-
sekretär des PCA, quer und wei-
gerte sich, der Kommission eine 
offizielle Legitimation zu erteilen. 
Auf Anfragen argumentierte er, 
Nicht-Mitglieder der UN fielen 
nicht unter die Zuständigkeit des 
Gerichtshofs. Diese Argumentati-
on war höchst eigenartig, da das 
Hawaiische Königreich ja bereits 
2001 vom PCA als staatliche Par-
tei anerkannt worden war, ohne 
Mitglied der UN zu sein. Nachfor-
schungen bewiesen, dass der 
PCA (der lange vor der UN ge-
gründet wurde) durchaus für 
Staaten zuständig sein kann, die 
nicht UN-Mitglieder sind. Die Ar-
gumentation war lediglich vor ein 
paar Jahren von Israel und den 
USA vorgebracht wurden, um die 
Teilnehme Palästinas an Prozes-
sen des PCA zu verhindern, doch 
dieses Argument wurde verwor-
fen und Palästina ist heute vom 
PCA anerkannt. Damit war klar, 
dass Siblesz einseitig die Interes-
sen der USA (die verständlicher-
weise die formelle Einsetzung der 
Untersuchungskommission zu 
Hawai‘i verhindern wollen) ver-
trat.  
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Das Ganze schlug hohe Wellen 
in der internationalen Diplomatie, 
denn ein bisher nicht namentlich 
genannter Staat legte daraufhin 
Beschwerde gegen Siblesz we-
gen Voreingenommenheit ein. Bis 
das Problem geregelt ist, ist die 
Tätigkeit der Kommission bis auf 
weiteres auf Eis gelegt.  
(Artikel von Pazifik-Netzwerkmitglied Dr. Lo-
renz Gonschor, Tonga. Quellen: Hawaiian 
Kingdom blog, eigene Recherchen) 

 
 

AOTEAROA 
(NEUSEELAND) 

 
Ehrendoktor für  

Maori-Anwalt 
 
Der Maori Moana Jackson erhält 
im Dezember für seine Verdiens-
te um die Auslegung des „Treaty 
of Waitangi“ sowie für seinen ju-
ristischen Einsatz für die Rechte 
indigener Völker von der Victoria 
University of Wellington die Eh-
rendoktorwürde.  
 
Jackson graduierte 1969 als einer 
der ersten Maori mit einem Ju-
raexamen an der Victoria Univer-
sity. 1987 war er einer der Mitbe-
gründer des „Maori Legal Ser-
vice“ (Nga Kaiwhakamarama I 
Nga Ture), dessen Direktor er bis 
dato ist. Der Rechtsexperte ist 
auch weltweit anerkannt für seine 
Beratungstätigkeit in Sachen In-
digenenrechte. So war er u.a. an 
der Verfassung der United Na-
tions Declaration on the Rights of 
Indigenous Peoples beteiligt. 
1993 war er als Richter tätig beim 
Internationalen Tribunal für die 
Rechte indigener Hawaiier in 
Hawai’i. Ebenso beriet er nach 
dem Friedensabkommen die Re-
gionalregierung der neuguinei-
schen Insel Bougainville bei der 
Ausarbeitung eines regionalen 
gesetzlichen Regelwerkes.  
 
Derzeit unterrichtet Jackson Mao-
ri-Recht und Philosophie an einer 
Maori-Universität in der Sprache 
der Maori. (Maori TV 21.11.17, Wikipe-
dia) 

 
 
 

Erster Doktor in  
te reo Maori 

 
Der 27-jährige Vini Olsen-Reeder 
schreibt als erster Student über-
haupt an der University of Victoria 
in Wellington seine Doktorarbeit 
in der Sprache der Maori, dem te 
reo Maori. Vor sieben Jahren hat-
te der Maori sein Musikstudium 
geschmissen und war auf der 
Suche nach seiner Identität erst-
mals im Marae seiner Familie vä-
terlicherseits gewesen. Die in te 
reo Maori vorgetragene Genealo-
gie seiner väterlichen Familie 
(whakapapa) bezeichnete Olsen-
Reeder als Initialzündung für sein 
Interesse an der Kultur der Maori. 
2008 begann der englische Mut-
tersprachler mit dem Sprachstu-
dium des Maori. 
 
Ende des Jahres wird Olsen-
Reeder seine Promotion ab-
schließen. In seiner Doktorarbeit 
untersucht er, inwieweit die Zwei-
sprachigkeit von Maori bei der 
Wiederbelebung des te reo Maori 
eine Rolle spielen kann. Außer-
dem geht er der Frage nach, in 
welchen Kontexten bilinguale 
Neuseeländer sich für den Ge-
brauch des te reo Maori ent-
scheiden. 
 
Bereits vor Abschluss seiner Ar-
beit hat Vini Olsen-Reeder eine 
Dozentur an der University of Vic-
toria angenommen: Er unterrich-
tet an der School of Maori Stu-
dies an der Victoria die Studie-
renden im te reo Maori. Außer-
dem organisiert er die jährliche 
„Language Week“ in Wellington. 
Der bereits in akademischen 
Kreisen mehrfach ausgezeichne-
te Olsen-Reeder ist zudem Autor 
historischer Fiktion sowie Dichter, 
Sänger und Song-Texter.  
(https://www.victoria.ac.nz/maori/about/staff/
vini-olsen-reeder, 
http://www.maoritelevision.com/news/region
al/te-reo-maori-thesis-first-victoria-
university, Stuff NZ 14.09.17) 
 
 
 
 
 
 
 

Neues Rettungsschiff  
für Niue 

 
Die neuseeländische Küstenwa-
che hat der Insel Niue ein moder-
nes Küstenrettungsschiff zur Ver-
fügung gestellt und drei Niueaner 
in den technischen Gebrauch des 
Bootes eingewiesen. Das See-
notrettungsboot kann auf Frach-
tern verladen werden und bei 
sehr hoher See von diesen an 
den entsprechenden Einsatzort 
gebracht werden. Aufgrund sei-
ner Wendigkeit und seiner mo-
dernen Einrichtungen an Bord 
kann das Boot auch bei schlech-
ten See- und Wetterbedingungen 
zur Rettung eingesetzt werden. 
Mit dem Boot kann auch nach auf 
See vermissten Personen ge-
sucht werden. 
Ein Sprecher der neuseeländi-
schen Küstenwache gab an, man 
wolle zukünftig auch Personal auf 
anderen pazifischen Inseln aus-
bilden. Eine gute Ausbildung sei 
neben einem modernen Ret-
tungsboot die Grundlage für eine 
erfolgreiche Seenotrettung. (Radio 
NZ Intern. 15.09.17) 

 
 

 
IINNDDOONNEESSIIEENN  
WWEESSTTPPAAPPUUAA  
TTIIMMOORR--LLEESSTTEE  

 

 
Swim for West Papua: 

Petition an UN übergeben 
 
Genf/New York: Die britische 
Nichtregierungsorganisation 
"Free West Papua Campaign" hat 
den Vereinten Nationen (UN) ei-
ne historische Petition vorgelegt, 
welche die UN dazu anhält, ge-
gen Menschenrechtsverletzungen 
in Westpapua aktiv zu werden 
und das Recht indigener Papuas 
auf Selbstbestimmung wahrzu-
nehmen. Die weltweite Petition 
wurde im Januar 2017 im briti-
schen Parlament unter der Lei-
tung des Papua-Unabhängig-
keitsführers Benny Wenda von 
der United Liberation Movement 
for West Papua (ULMWP) ins 
Leben gerufen.  



Pazifik aktuell                                                             Nr. 112 / Dezember 2017 

 18

Am 28. August 2017 hatte die 
"Free West Papua Campaign" ei-
ne Schwimm-Aktion organisiert, 
bei der das historische Dokument 
von sechs Schwimmerinnen und 
Schwimmern über den Genfer 
See gebracht wurde. Drei Tage 
später geleiteten die Schwimmer 
die Petition zusammen mit Benny 
Wenda und einer Gruppe von 
Papua-Aktivisten in einem sym-
bolischen Akt zum Büro der Ver-
einten Nationen in Genf. 
Einer öffentlichen Erklärung auf 
der Webseite von Benny Wenda 
zufolge, übergaben ULMWP-
Sprecher Benny Wenda und 
ULMWP-Exekutivmitglied Rex 
Rumakiek die Petition später an 
einen hochrangigen UN-Vertreter 
in New York. Benny Wenda er-
klärte „Ich habe sie [die Petition] 
auch an das Sekretariat des De-
kolonisierungsausschusses (C-
24) und des Sonderkomitees für 
Politik und Dekolonialisierung 
(Viertes Komitee) der UN Gene-
ralversammlung übermittelt, und 
die Vereinten Nationen darum 
gebeten, die Situation in Westpa-
pua neu zu beurteilen.“  
 
Die britische Tageszeitung 'The 
Guardian' veröffentlichte am 27. 
September 2017 einen Artikel 
über die Petition und deren Über-
gabe an den Dekolonisierungs-
ausschuss der Vereinten Natio-
nen. Allerdings wurde die Über-
gabe vom Vorsitzenden des C-24 
Ausschusses, Rafael Ramirez, 
am 29. September 2017 in einem 
Interview mit Journalisten der in-
donesischen Tageszeitung 
'Jakarta Post' relativiert, indem er 
betonte, dass ihn als Vorsitzen-
den persönlich keine Petition er-
reicht hätte. An anderer Stelle be-
tonte Ramirez, dass sein Aus-
schuss nicht über den Inhalt der 
Liste der zu dekolonialisierenden 
Gebiete zu entscheiden hätte, 
sondern sich nur um die von der 
UN-Generalversammlung be-
schlossene Liste kümmere. 
 
Die Petition, die an den UN-
Generalsekretär adressiert ist, 
fordert von der UN "einen Son-
dergesandten zu ernennen, um 
die Menschenrechtssituation in 
Westpapua zu untersuchen" und 

"Westpapua auf die Agenda des 
Dekolonialisierungsausschusses 
der UN zu setzen und sicher zu 
stellen, dass das Recht auf 
Selbstbestimmung indigener Pa-
puas - ein Recht, dass ihnen 
1969 versagt wurde - respektiert 
werde, indem eine international 
überwachte Abstimmung abge-
halten wird (in Einklang mit Reso-
lution 1514 und 1541 (XV) der 
UN-Generalversammlung." 
Benny Wenda erklärte, dass die 
Petition von 1.804.421 Menschen 
(!) unterstützt wurde. Interessan-
terweise haben nicht nur 
1.708.167 indigene Papuas, son-
dern auch 96.254 Indonesier 
nicht-papuanischer Abstammung 
die Petition unterzeichnet. Sollten 
diese Zahlen stimmen, entspricht 
die Anzahl der Unterschriften in-
digener Papuas nach neuesten 
unabhängigen Untersuchungen 
durch den australischen Demo-
graphen Jim Elmslie geschätzte 
70,88 % der gesamten indigenen 
Bevölkerung Westpapuas.  
 
Die indonesische Regierung hatte 
schnell auf die Online-Petition re-
agiert, indem sie die entspre-
chende Webseite in ganz Indo-
nesien sperrte. So wurde eine 
ausgedruckte Version der Petition 
heimlich "von einem Ende Pa-
puas zum anderen umher ge-
reicht", so Wenda. 
 
Der Sprecher des indonesischen 
Außenministeriums, Arrmanatha 
Nasir, versuchte, die Petition her-
unterzuspielen, indem er sie ei-
nen "PR-Gag, dem es an jegli-
cher Glaubwürdigkeit fehle" 
nannte und betonte, dass "Papua 
ein integraler Bestandteil Indone-
siens sei, laut der Resolution 
2504 (XXIV), die von der Gene-
ralversammlung der Vereinten 
Nationen 1969 verabschiedet 
wurde." 
(https://www.swimforwestpapua.com/, Fa-
cebook und Twitter-Account der Free West-
papua Campaign, 
https://www.theguardian.com/world/2017/se
p/27/banned-west-papua-independence-
petition-un,  
https://www.bennywenda.org/, Westpapua 
Netzwerk online) 
 

 
 
 

Versagendes 
Gesundheitssystem 

 
Westpapua: Papuanische Men-
schenrechtsaktivisten meldeten 
das Versagen des Gesundheits-
systems in den Bezirken Se-
menage und Werima des Land-
kreises Yahukimo im zentralen 
Hochland der Provinz Papua. 
Zwischen Mai und August 2017 
starben 38 Dorfbewohner auf-
grund von unbehandelten Er-
krankungen – eine genaue Diag-
nose ist bisher nicht bekannt. 
Dorfbewohner gaben an, dass al-
le Opfer ähnliche Symptome auf-
wiesen, darunter Husten, 
Schnupfen, Durchfall, hohes Fie-
ber und Schmerzen im Lenden-
bereich. Die Kliniken 
(PUSKESMAS) und Gesund-
heitsstationen (PUSTU) in beiden 
Bezirken sind seit Jahren nicht in 
Betrieb. Es gibt weder Personal 
noch Medikamente in den Ein-
richtungen.  
 
Der Leiter des Gesundheitsamtes 
der Provinz Papua, Aloysius 
Giyai, bestätigte die Zahl der To-
desopfer. Nach Angaben des 
Gesundheitsamtes forderte die 
Gesundheitskrise das Leben von 
22 Männern und 16 Frauen. Laut 
Aloysius Giyai erkrankten die Op-
fer an Bronchopneumonie, Tu-
berkulose und weiteren Bronchia-
linfektionen sowie an Durchfall, 
Malaria und HIV/Aids. Erkrankte 
Dorfbewohner waren gezwungen, 
einen mehrtägigen Marsch durch 
den unwegsamen Hochlandre-
genwald in Kauf zu nehmen, um 
in die Hochlandstadt Wamena zu 
gelangen, wo sich ein funktionie-
rendes staatliches Krankenhaus 
befindet. In manchen Dörfern, 
z.B. in Wesagelap, war die lokale 
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Gesundheitsstation bereits vor 
vier Jahren geschlossen worden. 
 
Einheimische Medien berichten 
zudem über den Tod von 37 
Dorfbewohnern zwischen Januar 
und April 2017 im Bezirk Awena 
im Landkreis Lanny Jaya, Provinz 
Papua. Die Ursache für die To-
desfälle waren angeblich schwere 
Durchfallerkrankungen, die sich 
in den Dörfern Tinggira, Nambu-
me, Eyumi, Uragabur, Yugimia 
und Indawa durch verseuchtes 
Trinkwasser ausbreiteten. 
 
Info: Die Provinzen Papua und 
Papua Barat gehören zu den Re-
gionen mit der höchsten Kinder-
sterblichkeit in Indonesien. Die 
Qualität der Gesundheitsdienste 
ist in beiden Provinzen erschre-
ckend niedrig. Die medizinische 
Ausrüstung, das medizinische 
Personal und die Hygiene dorti-
ger Gesundheitseinrichtungen 
entsprechen nicht internationalen 
Gesundheitsstandards. Beide 
Provinzen erhalten aufgrund ihres 
Sonderautonomiestatus ("Otsus") 
mehr finanzielle Mittel für die 
Verbesserung des Gesundheits-
systems als andere Provinzen in 
Indonesien. Darüber hinaus er-
hält jeder Landkreis Zuschüsse 
vom nationalen Gesundheitsmi-
nisterium und den Kommunal-
verwaltungen für den Ausbau und 
die Instandhaltung von Gesund-
heitseinrichtungen. (Westpapua-
Netzwerk online 31.10.17) 

 
 

Landrechtskonflikte mit 
Palmöl-Firma 

 
Westpapua: Die Nichtregie-
rungsorganisation Pusaka berich-
tet, dass es im Metamani Distrikt 
im Landkreis Sorong Selatan der 
Provinz Papua Barat zu mehre-
ren Fällen von Einschüchterung 
und Polizeigewalt gegen indigene 
Landbesitzer im Dorf Puragi kam, 
nachdem der Palmölproduzent 
PT Permata Putera Mandiri 
(PPM) wiederholt seine Plantage 
illegal erweitert hat. Die indigenen 
Landbesitzer hatten eine "Blo-
ckade" errichtet, nachdem das 
Unternehmen seit Anfang Sep-
tember 2017 Waldflächen jen-

seits der Grenzen ihres Konzes-
sionsgebiets geräumt hatte.  
Das Unternehmen hatte trotz des 
Verstoßes kein Treffen mit der 
Dorfgemeinde organisiert, um 
über eine Entschädigung für den 
Verlust von Land und Wald zu 
verhandeln, welche eine wichtige 
Lebensgrundlage für die indigene 
Gemeinschaft darstellen. Die 
Palmöl-Firma hatte sämtliche 
Forderungen der Dorfgemeinde 
ignoriert und die illegale Räu-
mung von Waldflächen fortge-
setzt. 
Laut Pusaka wurden Anfang Ok-
tober mindestens drei indigene 
Landbesitzer, die gegen die Ver-
stöße des Unternehmens protes-
tiert hatten, von Polizeibeamten 
der Spezialeinheit Brimob einge-
schüchtert. (Westpapua Netzwerk online 
4.12.17) 

 
 

† Nicolaas Jouwe 
 
Indonesien: Am 16. September 
2017 starb in Indonesiens Haupt-
stadt Jakarta im Alter von 93 Jah-
ren der ehemalige Vize-Präsident 
des Neuguinea-Rates (Nieuw 
Guinea Raad), der die niederlän-
dische Kolonie Westpapua seit 
Oktober 1961 regierte und das 
Land auf die Unabhängigkeit von 
den Niederlanden im Jahr 1970 
vorbereiten sollte.  
 
Der Politiker verließ nach der 
umstrittenen Annexion Westpa-
puas als indonesische Provinz im 
Mai 1963 das Land und ging mit 
seiner Familie ins Exil in das nie-
derländische Delft. Von hier aus 
engagierte er sich zeit seines Le-
bens für ein freies und selbstbe-
stimmtes Papua. Trotz seiner 
Aussage, nie wieder nach Indo-
nesien zurückkehren zu wollen, 
folgte der von der niederländi-
schen Königin mit dem Ritteror-
den für seine Verdienste um die 
Papuas ausgezeichnete Jouwe 
2009 einer Einladung der indone-
sischen Regierung zum Besuch 
seiner ehemaligen Wirkungsstät-
te. 2010 siedelte er dann ganz 
nach Westpapua um, wo er 1924 
in Jayapura zur Welt gekommen 
war und nun auch begraben liegt. 
(Radio NZ Intern. 18.09.17, Wikipedia) 

 
AUSTRALIEN 

 
 

Investitionen in Fidschi 
 
336 australische Firmen haben 
sich zwischen 2010 und 2016 in 
Fidschi registrieren lassen. In 
diesen arbeiten rund 1.500 Fid-
schianer in den Bereichen Tou-
rismus, Land- und Forstwirt-
schaft, Bergbau und Baugewer-
be. Das gab der fidschianische 
Premierminister Voreqe Bainima-
rama Mitte Oktober im Rahmen 
des 23. Australia-Fiji Business 
Council Forum in Sydney (Austra-
lien) bekannt.  
 
Die australischen Geschäftsleute 
hätten Fidschi als interessanten 
Firmenstandort erkannt. Mit ei-
nem Umsatz von insgesamt 680 
Millionen US-Dollar in den letzten 
sechs Jahren trüge Australien 
auch entscheidend zum wirt-
schaftlichen Wachstum teil, er-
klärte Bainimarama. Die Australi-
er hätten Fidschi endlich als loh-
nendes Land für Investitionen 
wahrgenommen. „Fiji is more 
than just a place to kick-back and 
enjoy paradise“, sagte Fidschis 
Premier auf dem zweitägigen fid-
schianisch-australischen Wirt-
schaftsgipfel im Hotel Interconti-
nental. Das Treffen stand unter 
dem Leitwort: „Australia and Fiji: 
Exploring Business Opportunities 
Together”. (Fiji Times 13.10.17, 
https://afbc.org.au/) 

 
 

Gericht hebt  
Demonstrationsverbot auf 

 
Der Oberste Gerichtshof von 
Australien (High Court) hat ent-
schieden, dass die Einwohner 
von Tasmanien gegen jede Form 
von Umweltzerstörung straffrei 
demonstrieren dürfen. Ein von 
dem tasmanischen Premierminis-
ter, dem Rechtsanwalt William 
Edward Felix Hodgman, nach 
seinem Amtsantritt im Jahr 2014 
eingeführtes Demonstrationsver-
bot gegen Abholzungsfirmen ist 
damit wirkungslos. Geklagt hatten 
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Mitglieder der Bob Brown Foun-
dation, einer Umweltschutzorga-
nisation unter Leitung des ehe-
maligen Grünen-Vorsitzenden 
und Allgemeinmediziners Bob 
Brown. Sie hatten gegen die Ab-
holzung des rund 49 Hektar gro-
ßen Regenwaldgebietes Tarkine 
Forest im nordwestlichen Tasma-
nien und der dort wachsenden 
riesigen Eukalyptus-Bäume durch 
die staatseigene Abholzungsfirma 
Sustainable Timber Tasmania 
protestiert.  
 
Der Tarkine Forest wurde vom 
Australia Heritage Council auf-
grund der Vielzahl an archäologi-
schen Fundstätten der Aborignes 
als besonders schützenswert 
klassifiziert. Für die Aborigines 
hat der Regenwald auch große 
spirituelle Bedeutung.  
 
Info: Die 68.400 Quadratkilometer 
große Insel Tasmanien mit ihrer 
Hauptstadt Hobart liegt 240 Kilo-
meter südlich des australischen 
Festlandes. Zum Bundesstaat 
Tasmanien gehören neben der 
Hauptinsel auch mehrere unbe-
wohnte kleinere Inseln. Insge-
samt lebt ca. eine halbe Million 
Menschen in Tasmanien. Etwa 
ein Viertel des Bundesstaates ist 
als UNESCO-Weltnaturerbe aus-
gewiesen, zu 40 % besteht Tas-
manien aus Nationalparks. 
(http://www.bobbrown.org.au/, 
https://www.sttas.com.au/, Wikipedia) 

 
 
Uluru-Aufstieg ab Oktober 

2019 verboten 
 
Ab dem 26. Oktober 2019 wird 
der Aufstieg auf den Uluru (Ayers 
Rock) in der zentralaustralischen 
Wüste verboten. Das haben im 
November 2017 Älteste der dort 
ansässigen Aborigine-
Gemeinden und Vertreter der Na-
tionalpark-Behörden des Uluṟu-
Kata-Tjuṯa-Nationalparks ein-
stimmig beschlossen. Genau 34 
Jahre, nachdem die Aborigines 
am 16. Dezember 1976 ihre 
Landrechte über den 350 Meter 
hohen Inselberg zurückerhielten, 
wird der Aufstieg nun untersagt. 
Man habe sich extra auf ein Da-
tum in zwei Jahren geeinigt, da-

mit Reisende, die ihre Australien-
reise bereits geplant hatten, noch 
einmal auf den drei Kilometer 
langen und bis zu zwei Kilometer 
breiten Berg aufsteigen könnten. 
Auch bliebe so genug Zeit für alle 
diejenigen, die schon immer ein-
mal den Berg besteigen wollten, 
es bisher aber noch nicht ge-
schafft haben.  
 
Wie bereits in diesem Jahr, soll 
der Aufstieg jedoch nur an aus-
gewählten Tagen in den kom-
menden beiden Jahren bis zur 
Schließung möglich sein.  
 
Info: Auf Grund seiner spirituellen 
Relevanz für die Traumzeit-
Erzählungen gilt der Uluru den 
lokalen Aborigines als heiliger 
Berg. Im Gebiet des Berges le-
ben seit mehr als 10.000 Jahren 
die Anangu. 1873 entdeckte ihn 
William Gosse als erster Europä-
er auf einer Expedition mit Peter 
Warburton und benannte ihn 
nach dem damaligen südaustrali-
schen Premierminister Henry 
Ayers Ayers Rock. (SBS 01.11.17, 
https://parksaustralia.gov.au/uluru/index.htm
l 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
SSPPOORRTT  

  

 
Australien qualifiziert sich 

für Fußball-WM 
 
Australien: Als einziges pazifi-
sches Land hat sich Australien 
zur Teilnahme an der Fußball-
weltmeisterschaft vom 14. Juni 
bis zum 15. Juli 2018 in Russland 
qualifiziert. Damit nimmt Australi-
en bereits zum fünften Mal an ei-
ner WM-Endrunde teil. 
Die „Socceroos“ um den Bundes-
liga-Profi Mathew Leckie vom 
Verein Hertha BSC qualifizierten 
sich nach einem torlosen Hinspiel 
durch ein 3:1 im Playoff-
Rückspiel im australischen Syd-
ney gegen die Mannschaft aus 
Honduras.  
 
Bis zu den Play-offs im Novem-
ber hatte auch Neuseeland auf 
einen Platz bei der WM gehofft, 
jedoch im entscheidenden Spiel 
mit 0:2 Toren gegen Peru verlo-
ren. Alle anderen pazifischen 
Mannschaften waren schon in 
den Vorrunden ausgeschieden.  
 
Info: In der Ozeanien-
Qualifikation waren 0,5 Plätze für 
die Endrunde der FIFA Fußball-
Weltmeisterschaft Russland 2018 
zu vergeben.  
(http://de.fifa.com/worldcup/preliminaries/oc
eania/index.html) 

 
 

All Blacks Flügelspieler 
ausgezeichnet 

 
Rieko Ioane aus Neuseeland ist 
der Gewinner des diesjährigen 
World Rugby Breakthrough Play-
ers Award des Jahres 2017. 
Der schnelle 20-Jährige war einer 
von drei Spielern - neben dem 
Argentinier Emiliano Boffelli und 
dem Franzosen Damian Penaud 
– auf der Nominierungsliste für 
den Preis, der am 26. November 
in Monaco verliehen wurde. 
 
Ioane hat einen atemberauben-
den Aufstieg im Jahr 2017 hinge-
legt. Er verdrängte Star-
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Flügelspieler Julian Savea von 
der linken Flanke und erzielte 
acht Testversuche. Der 1,89 m 
große Neuseeländer spielte in 
zwei britischen und irischen Li-
ons-Tests, punktete zweimal im 
ersten Test und spielte in fünf der 
sechs Rugby-Meisterschafts-
spiele der neuseeländischen 
Rugby-Mannschaft All Blacks. 
„Die Breakthrough-Spieler-
kategorie ist immer interessant, 
denn sie gibt uns eine Vorschau 
auf das, was junge Talente da 
draußen haben und wer die zu-
künftigen großen Namen des 
Spiels sein werden", sagte der 
Weltrugby-Vorsitzende Bill 
Beaumont. 
 
Um förderfähig zu sein, müssen 
Spieler weniger als ein Jahr Se-
nior Test Rugby gespielt haben. 
Ioane hatte sein All Blacks Debüt 
im vergangenen November. 
2016 hatten England und Lions 
Maro Itoje den Preis gewonnen. 
(Artikel von Marius Reindl. NZ Herald 
24.10.2017, 
https://www.worldrugby.org/awards) 
 
 
Tennis: Ex-Champion kehrt 

zu ASB Classic zurück 
 
Australien: Der zweifache Welt-
meister John Isner kehrt zum 
ASB Classic-Turnier nach Auck-
land zurück. 
Der 32-Jährige behauptete 2010 
und 2014 den ASB Classic-Titel 
und hat bei allen drei anderen 
Auftritten mindestens das Viertel-
finale erreicht. 
Derzeit auf Platz 16 der Welt, 
gewann Isner zwei ATP-Tour-
Titel (Newport und Atlanta) im 
Jahr 2017 und hatte Halbfinal-
Auftritte bei den Veranstaltungen 
in Rom und beim Cincinnati Mas-
ters. 
"Auckland wird immer einen be-
sonderen Platz in meinem Her-
zen haben, dort habe ich meinen 
ersten ATP-Titel gewonnen. Ich 
liebe Auckland, ich habe dort im-
mer gut gespielt und kann es 
kaum erwarten, 2018 wieder dort 
zu sein", sagte Isner. 
 
"Er wird am Ende des Jahres in 
der Top Ten der Weltrangliste 

sein und das ist natürlich großar-
tig für den ASB Classic. Wir wol-
len Top-Ten-Talente, und es 
bleibt noch ungewiss, ob der gro-
ße Kerl unser Top-Starter für 
2018 sein wird.", erklärte ASB 
Classic-Turnierdirektor Karl 
Budge. 
 
Das Herren-Turnier findet vom 8. 
bis zum 13. Januar 2018 statt. (Ar-
tikel von Marius Reindl. NZ Herald 
12.10.2017) 

 
 

Rugby-Basiscamp im  
Gateway Hotel 

 
Papua-Neuguinea: Das Kumuls 
Camp im Gateway Hotel in Port 
Moresby ist ein besonderer Ort 
für die Spieler der neuguinei-
schen Rugby-League-National-
mannschaft „Kumuls“. Bei einer 
Pressetour stellten der Assistenz-
trainer und die ehemaligen PNG-
Kumuls-Spieler, Stanley Tepend 
und John Wilshire, das Hotel vor 
und zeigten, wo die Kumuls für 
die Dauer der Rugby-League-
Weltcup-Pool-Phase unterge-
bracht sein werden. 
Das Camp beherbergt die Spie-
ler, einen Konferenzraum, wo sie 
Meetings und Video-Sitzungen 
abhalten können, Büros für 
Coaching-Mitarbeiter, ein Ärzte-
team und Manager, ein Fitness-
studio und Zimmer zum Schlafen. 
"Das Team des PNG Kumuls 
World Cup wird hier in der Zent-
rale bleiben. Wir haben eine 
Menge Fotos von ehemaligen 
Kumuls und auch solche von ak-
tuellen Spielern hier im Hotel", 
sagte Tepend. "Hier bei uns ist es 
wichtig, dass sich die Kumuls 
beim Eintreten wohlfühlen, die 
Geschichte des Teams kennen-
lernen und in einer geeigneten 
Umgebung leben. Wir wollen si-
cherstellen, dass sie sich so wohl 
fühlen wie möglich, und all ihre 
Bedürfnisse mit voller medizini-
scher Unterstützung und Physio-
therapie gedeckt werden.“, erklär-
te Ex-Spieler Wilshire. (Artikel von 
Marius Reindl, The National 23.10.2017) 
 
 
 
 

Wechsel in Rugby-Liga 
 
Papua-Neuguinea: Helen Abau 
hat sich als Doppel-National-
spielerin für Papua-Neuguinea in 
der Rugby-League und der Rug-
by-Union einen Namen gemacht. 
Die 26-jährige Abau, eine aktuelle 
Palais-Rugby-Union-Spielerin, 
wechselte in die Rugby-Liga und 
wurde von Trainer Dennis Miall in 
die 24-köpfige Weltcup-
Mannschaft aufgenommen, die 
am 13. November in Sydney an-
trat. 
Abau stammt von Yule Island. Sie 
hatte Papua-Neuguinea in der 
Frauen-Siebener-
Rugbymannschaft von 2014 bis 
zu diesem Jahr vertreten.  
 
Der Gewinn im World-Cup-Warm-
Up-Spiel letzten Monat in Innis-
fail, Queensland, war eine große 
Motivation für das Team, aber 
trotzdem gibt es noch viel Arbeit 
für die Frauen-Rugby-Liga in 
PNG. (Artikel von Marius Reindl. The Na-
tional 25.10.2017) 

 
 

Cricket: Bezirks-
Schlagmann bricht 136 

Jahre alten Rekord 
 
Neuseeland: Der Bezirks-
Schlagmann Brad Schmulian hat 
am 25. Oktober einen 136 Jahre 
alten heimischen Cricket-Rekord 
mit einem starken Durchgang ge-
brochen. 
Schmulian schlug 203 von 207 
Bällen in einer erstklassigen Auf-
führung und brach damit den 
Jahrhundertrekord bei seinem 
Debüt in Neuseeland. 
Der 27-jährige Schmulian wurde 
in Südafrika geboren und hat in 
den letzten Jahren in Neuseeland 
in der australischen Cricket-Liga 
gespielt. Er zog von Auckland 
nach Hawke’s Bay, um es mit 
den Central Districts zu versu-
chen. 
Mit seinem Rekord übertraf er 
George Watson, der 1881 für 
Canterbury 175 Treffer abschoss. 
(Artikel von Marius Reindl. NZ Herald 
25.10.2017) 
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„„TTOOKK  BBIILLOONNGG  PPAASSIIFFIIKK““  

 
 

Preisregen für „Te Vaka“ 
 
Neuseeland: Die neuseeländi-
sche Musikgruppe „Te Vaka“ und 
einzelne ihrer Mitglieder sind in 
den letzten Monaten vielfach 
ausgezeichnet worden. Bandlea-
der Opetaia Foa‘i, ein gebürtiger 
Tuvaluer-Tokelauer, gewann im 
November den International 
Achievement Award bei der Ver-
leihung des Vodafone New Ze-
aland Music Awards. Bereits An-
fang des Jahres hatte er bei den 
Pacific Music Awards einen Son-
derpreis für herausragendes mu-
sikalisches Engagement bekom-
men.  
Die Sängerin Olivia Foa’i gewann 
für den in samoanischer Sprache 
gesungenen Titelsong „Tulou 
Tagaloa“ aus dem Disney-Film 
„Moana“ (deutsch: Vaiana) den 
Preis in der Kategorie Best Pa-
cific Language Award. 
 
Die Managerin der zwölfköpfigen 
Gruppe aus Tänzern, Sängern 
und Musikern, Julie Foa’i, wurde 
mit dem International Achieve-
ment at the Music Managers 
Award geehrt.  
 
Das Album zu dem Film „Moana“ 
bekam den ersten Preis „Top 
Soundtrack“ bei den diesjährigen 
American Music Awards. Dieser 
bedeutendste amerikanische Mu-
sikpreis wurde am 17. November 
in Los Angeles verliehen. 
(https://www.theamas.com/, 
http://www.tevaka.com) 

 
 
Melbourne unter Top 5 der 

sichersten Städte 
 
Australien: Im „Safe Cities Index 
2017: Security in a rapidly urba-
nising world“ des Wirtschaftsma-
gazins The Economist belegt die 
Hauptstadt des australischen 
Bundestaates Victoria, Melbour-
ne, Platz fünf hinter Tokio, Singa-
pur, Osaka und Toronto. Nach 
Amsterdam auf dem sechsten 
Platz folgt Sydney auf Platz sie-

ben. Als sicherste deutsche Stadt 
wurde Frankfurt/M. auf Platz elf 
gewählt. Am unsichersten ist laut 
Index auf Rang 60 die Stadt Ka-
rachi in Pakistan.  
 
Info: Im „Safe Cities Index“ wer-
den 60 Städte weltweit in vier Ka-
tegorien bewertet: 1) Persönliche 
Sicherheit: Welche Gefahr geht 
von Gewaltverbrechen und Terro-
rismus für den Bürger aus? 2) Di-
gitale Sicherheit: Wie hoch ist die 
Gefahr von Cyber-Attacken? 3) 
Infrastrukturelle Sicherheit: Wie 
sicher sind Straßen, Brücken und 
Gebäude im Falle von Naturkata-
strophen? 4) Gesundheitliche Si-
cherheit: Wie ist der Zugang zu 
medizinischer Versorgung?  
(http://safecities.economist.com/safe-cities-
index-2017, Australien Newsletter 26.10.17) 

 
 

Neue Rattenart entdeckt 
 
Salomonen: Im September ha-
ben Wissenschaftler auf den Sa-
lomonen eine neue riesige Rat-
tenart entdeckt. Die „Uromys vi-
ka“ ist annähernd einen halben 
Meter lang, bis zu einem halben 
Kilo schwer und hat einen langen, 
haarlosen und schuppigen 
Schwanz.  
 
Die Wissenschaftler hatten jahre-
lang nach der Riesenratte ge-
sucht, gab es doch bei den Ein-
heimischen Gerüchte um deren 
Existenz. Nun fanden sie ein ein-
ziges Exemplar auf der Insel 
Vangunu. Tyrone Lavery und 
Hikuna Judge vom Field Museum 
of Natural History in Chicago 
(USA) haben die Ratte entdeckt.  
 
Die Vika ist die erste Nager-Art 
seit 80 Jahren, die auf einer pazi-
fischen Insel neu entdeckt wurde. 
Das Tier stellten die beiden For-
scher ausführlich im „Journal of 
Mammalogy“ (Nr. 16, 27. Sep-
tember 2017) vor. Dabei wiesen 
sie auch auf die akute Bedrohung 
der nur auf Vangunu endemi-
schen Riesenratte hin: In dem nur 
81 Quadratkilometer großen Ver-
breitungsgebiet auf der Insel wird 
der Regenwald rapide abgeholzt, 
die Zerstörung des Lebensrau-
mes könnte zum endgültigen 

Aussterben der Rattenart aus der 
Gattung der Mosaikschwanz-
Riesenratten führen.  
(Web Magazin 27.09.17, Wikipedia, 
https://academic.oup.com/jmammal/advanc
e-article-
abstract/doi/10.1093/jmammal/gyx116/4237
566?redirectedFrom=fulltext) 

 
 

Doku über James Cooks 
Reisen 

 
250 Jahre nach der ersten Reise 
des britischen Kapitän James 
Cook in den Pazifik wird es im 
nächsten Jahr 2018 im neusee-
ländischen Fernsehen eine 
sechsteilige Dokumentation zu 
den drei Reisen Cooks geben. 
Dazu hat sich der bekannte 
Schauspieler und Regisseur Sam 
Neill (geboren 1947 in Irland, 
1954 nach Neuseeland ausge-
wandert) auf Spurensuche in den 
Pazifik begeben und die Inseln 
und Orte besucht, an denen Cook 
im Verlauf der Reisen war. Dazu 
bezieht das Filmteam nach eige-
nen Angaben auch das umfang-
reiche Logbuch von Cook mit in 
das Drehbuch ein. So hat das 
Team bereits eine Folge der Se-
rie auf Tonga abgedreht, wo 
Cook auf seiner ersten Reise 
1773 fünf Tage verbrachte.  
 
Die sechs 50-minütigen Folgen 
„Uncharted with Sam Neill“ laufen 
2018 im Foxtel History Channel. 
(Matangi Tonga 07.10.17, 
 https://www.screenaustralia.gov.au/the-
screen-guide/t/uncharted-with-sam-neill-
2018/35638/) 
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KKIIRRCCHHLLIICCHHEE  

NNAACCHHRRIICCHHTTEENN  
 

 
[Die kirchlichen Nachrichten für diese 
Aufgabe hat erstellt: Marius Reindl, 
FSJ’ler bei Mission EineWelt.] 

 
AUS PAPUA-NEUGUINEA 

 
Partnerschaftsabkommen 

zwischen Bayern und  
Papua-Neuguinea 

 
„Walking side by side – Miteinan-
der und nebeneinander Gehen“: 
Das ist der Geist, den die Part-
nerschaftsvereinbarung zwischen 
den lutherischen Kirchen Bayerns 
(ELKB) und Papua-Neuguineas 
(ELC-PNG) atmet, die am 30. 
November 2017 auf der in Am-
berg stattfindenden Landessyno-
de der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Bayern unterzeichnet 
wurde. Darin wird von beiden Sei-
ten die lange Geschichte der 
Partnerschaft gewürdigt und die 
Eckpunkte zukünftiger Zusam-
menarbeit werden festgehalten. 
„Besonders wichtig ist dabei, 
dass wir einander als unter-
schiedliche, aber gleichwertige 
Partner ansehen“, erklärte Hanns 
Hoerschelmann, Direktor von 
Mission EineWelt, des Centrums 
für Partnerschaft, Entwicklung 
und Mission der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern. 
Der Text sei kein minutiöser Zeit- 
und Aufgabenplan, sondern „eine 
Wanderkarte, die beide lesen 
können“ und „ein Beispiel für in-
terkulturelle Arbeit“. 
 
Die Unterschrift der Bischöfe 
Jack Urame (ELC-PNG) und 
Heinrich Bedford-Strohm (ELKB) 
unter die Partnerschaftsvereinba-
rung dokumentiert nun ganz offi-
ziell die lange Geschichte der 
Partnerschaft mit Papua-
Neuguinea, die 1886 mit der 
Aussendung von Johann Flierl ih-
ren Anfang nahm. „Das bedeutet 
nicht, dass wir etwas neu anfan-
gen, sondern es ist ein wichtiges 
Zeichen unseres gemeinsamen 
Weges“, betonte Jack Urame. 

Partnerschaft sei ein fortwähren-
der Prozess und müsse „immer 
wieder erneuert und gestärkt“ 
werden. 
Getragen vom Anspruch, „weiter-
hin im wechselseitigen Lernen 
und in gemeinsamer Arbeit auf-
merksam und vertrauensvoll mit-
einander“ umzugehen und „fürei-
nander da“ zu sein, werden Eck-
punkte und Ziele der Partner-
schaft definiert: Die Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Män-
nern soll gestärkt, „die zuneh-
mende soziale Ungerechtigkeit 
und die Gefahren für die Zukunft 
unserer globalisierten Welt“ sol-
len bekämpft und der Dialog 
ebenso wie das friedliche Mitei-
nander von „Menschen unter-
schiedlichen Glaubens“ sollen ge-
fördert werden. Weitere Prioritä-
ten sind das Eintreten für die Ein-
haltung der Menschenrechte, die 
Anwaltschaft für die, die ihrer 
(Menschen-)rechte beraubt sind, 
sowie der Kampf „gegen Korrup-
tion in der Gesellschaft insge-
samt“. 
 
Mit der Partnerschaftsvereinba-
rung geht es laut Hanns Hoer-
schelmann vor allem darum, den 
Umbruch und Neuanfang in der 
ELC-PNG unter dem 2016 ge-
wählten Bischof Jack Urame 
durch ein „Zeichen der Verläss-
lichkeit“ zu unterstützen und 
gleichzeitig zu betonen, „dass die 
großen Ziele wie Frieden, Ver-
ständigung und Entwicklung nur 
in einem weltweiten Miteinander 
zu erreichen sind“. (Pressemitteilung 
Thomas Nagel, Mission EineWelt, 30.11.17) 
 
 
„Beten alleine reicht nicht“ 
 
Kämpferisch zeigte sich Bischof 
Jack Urame in seiner Rede bei 
einem Studiennachmittag im Ta-
gungszentrum von Mission 
EineWelt in Neuendettelsau am 
17. November 2017. Vor rund 
120 ZuhörerInnen mahnte der Bi-
schof der Evangelisch-
Lutherischen Kirche von Papua-
Neuguinea eine engagierte Aus-
gestaltung des kirchlichen Auf-
trags an: „Es ist möglich, die Welt 
zu verändern. Wir sollten noch 
lauter dafür eintreten“, forderte 

der 49-Jährige, der beim Eröff-
nungsgottesdienst der Herbstsy-
node der Evangelisch-
Lutherischen Kirche am 26. No-
vember 2017 in der Evangeli-
schen Christuskirche Sulzbach-
Rosenberg auch die Predigt hielt. 
 
Die „Faktoren, die zu Konflikten 
und Leid führen“, seien „überall 
offensichtlich“, sagte Jack Urame 
gleich zu Beginn seiner Rede. Als 
Grundproblem identifizierte der 
Pfarrer, der zwischen 2001 und 
2006 als Austauschpfarrer in 
Bayern arbeitete, das „Fehlen 
von Gleichheit und Gerechtig-
keit“. Der Kapitalismus habe viel 
Ungleichheit geschaffen. Letztere 
sei so groß, dass Einigkeit und 
Versöhnung schwer zu bewerk-
stelligen seien. „Wir haben Sys-
teme geschaffen, die uns eigent-
lich helfen sollten. Jetzt leiden wir 
unter diesen Systemen“, brachte 
der Bischof der lutherischen Kir-
che von Papua-Neuguinea den 
aktuellen Zustand der globalen 
Gesellschaft pointiert auf den 
Punkt. 
Die Lösung liegt aus seiner Sicht, 
ebenso wie der daraus resultie-
rende Kernauftrag der Kirche, auf 
der Hand. „Es ist genug für alle 
da. Das Problem ist die Vertei-
lung“, benannte Urame das wohl 
grundlegendste gesellschaftliche 
Dilemma weltweit. Aufgabe der 
Kirche sei es, „daran Kritik zu 
üben und den Armen zu helfen“.  
 
Resignativen Tendenzen erteilte 
Urame eine deutliche Absage. Es 
reiche nicht zu sagen, Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit seien 
„Teil unserer Natur“. Ebenso we-
nig genüge es, dafür zu beten, 
dass sich am Zustand der Welt 
etwas ändere. „Die Kirche muss 
für Gleichheit und Gerechtigkeit 
kämpfen. Ihre Stimme muss ge-
hört werden.“ 
 
Neben einer gründlichen Analyse 
von konkreten Handlungsmög-
lichkeiten für die Kirchen und ei-
nem konstruktiven innerkirchli-
chen und ökumenischen Dialog 
forderte Urame auch den Schul-
terschluss mit anderen politi-
schen und gesellschaftlichen Ak-
teurInnen, die sich für die glei-
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chen Ziele einsetzen. „Jeder 
Mensch soll sein Leben genießen 
können und gerne leben – dieses 
fundamentale Prinzip sollte uns 
leiten und bewegen“, betonte U-
rame. (Pressemitteilung Thomas Nagel, 
Mission EineWelt 20.11.17) 

 
 
AUS ANDEREN LÄNDERN 

 
Neuer Bischof aus  

Westpapua 
 
Indonesien: Mehr als 11.000 Bi-
schöfe, Priester und weitere 
Gläubige versammelten sich am 
23. September zur bischöflichen 
Ordination des Bischofs Adrianus 
Sunarko aus der Diözese Pang-
kal-Pinang auf Indonesiens 
Bangka-Belitung-Inseln. 
 
Der Papst ernannte den Priester, 
welcher der franziskanische Pro-
vinzialvorgesetzte und der Präsi-
dent der Männerorden von Indo-
nesien war, zum Bischof. 
Der Erzbischof Aloysius Sudarso 
von Palembang, Bischof Yohanes 
Harun Yuwono von Tanjungka-
rang und der Franziskaner-
Bischof Leo Laba Ladjar aus 
Jayapura (Westpapua) konzele-
brierten bei der Ordinationsmes-
se im Depati Amir Stadion in 
Pangkal-Pinang. 
 
Der neue Prälat, der die lateini-
sche Verse „Laetentur insulae 
multae“ (Lass die vielen Inseln 
froh sein) als sein bischöfliches 
Motto wählte, zitierte aus dem 
Buch Jesaja einen Vers. 
 
Bischof Sunarko wurde am 7. 
Dezember 1966 in Merauke in 
Westpapua geboren. Er besuchte 
das St. Peter Canisius Minor Se-
minar in Mertoyudan, Zentraljava. 
Dann studierte er Philosophie 
und Theologie an der Wedhab-
hakti Päpstlichen Fakultät in Yog-
yakarta. Am 15. August 1994 
nahm er das Gelübde als Mitglied 
des Ordens der Minderbrüder 
und wurde am 8. Juli des folgen-
den Jahres zum Priester geweiht. 
(UCA News 25.09.17) 

 
 

Papst akzeptiert Rücktritt 
des „Skandalbischofs“ 

 
Indonesien: Papst Franziskus 
hat den Rücktritt eines indonesi-
schen Bischofs akzeptiert, der 
von seinen eigenen Priestern be-
schuldigt wurde, Kirchengelder 
veruntreut zu haben und eine Ge-
liebte zu haben. 
Der Papst nahm am 11. Oktober 
den Rücktritt von Bischof Huber-
tus Leteng von Ruteng an und 
ernannte Bischof Silvester San 
von Denpasar auf Bali als aposto-
lischen Administrator, bis ein 
neuer Bischof ernannt wird. 
Pater Fabio Salerno, der Inte-
rims-Repräsentant des Heiligen 
Stuhls in Indonesien, bat die 
Priester, in Brüderlichkeit, Einheit 
und Harmonie mit dem apostoli-
schen Verwalter zusammenzuar-
beiten. 
 
Pater Agustinus Manfred Habur, 
der Sekretär des Bischofs, sagte, 
Bischof Leteng habe zehn Tage 
Zeit gehabt, um seinen Wegzug 
aus Ruteng vorzubereiten. "Wo 
er jedoch hingeht, bleibt das Ge-
heimnis des Vatikans", sagte er 
gegenüber ucanews.com. 
Der Vatikan hat keine Gründe für 
den Rücktritt von Bischof Leteng 
angegeben. Seitens 69 Priestern 
gab es jedoch Anschuldigungen, 
der Bischof habe heimlich 94.000 
US-Dollar von der indonesischen 
Bischofskonferenz und 30.000 
US-Dollar aus der Diözese ent-
nommen, ohne einen Rechen-
schaftsbericht vorzulegen. 
 
Bischof Leteng sagte, dass das 
Geld verwendet wurde, um die 
Ausbildung von armen Jugendli-
chen in den Vereinigten Staaten 
zu finanzieren. Er versäumte es, 
weitere Details zu liefern. 
 
Einige vermuteten, das Geld sei 
an eine Frau gegangen, von der 
sie behaupten, sie hätte eine Af-
färe mit dem Bischof gehabt. Bi-
schof Leteng bestritt die Behaup-
tung und nannte sie stets "ver-
leumderisch". 
 
Im August beauftragte der Vati-
kan den Apostolischen Nuntius, 
Bischof Antonius Bunjamin Subi-

anto von Bandung, den Fall zu 
untersuchen. (ucanews.com 
13.10.2017) 

 
 

Bundesrichter: Kindes-
missbrauchsklagen gegen 
Erzbischof bleiben aktuell 

 
Guam: Ein Bundesrichter erklär-
te, dass die Missbrauchsankla-
gen gegen Erzbischof Anthony S. 
Apuron nicht erlassen werden, da 
die Ansprüche der Kläger weder 
verjährt sind, noch gegen die 
ordnungsgemäßen Prozessrech-
te des Erzbischofs verstoßen. 
 
Der Angeklagte reichte über sei-
ne Anwältin, Jacqueline Terlaje, 
einen Antrag an das Bundesge-
richt ein, welcher dazu auffordern 
sollte, ihn zu entlasten. Darin be-
hauptete er, dass die Vorwürfe 
bereits verjährt seien und außer-
dem gegen Rechte verstoßen, 
die das Gesetz von Guam garan-
tiert. 
Der amerikanische Richter 
Joaquin Manibusn Jr. legte eine 
Empfehlung vor, demnach A-
purons Antrag verweigern werden 
sollte. 
Apuron steht derzeit in vier Ge-
richtsverfahren vor dem Bundes-
gericht wegen angeblicher Ver-
gewaltigung oder sexuellen Miss-
brauchs von Altarjungen in den 
1970er Jahren. Außerdem durch-
läuft er eine kanonische Prüfung 
durch den Vatikan. 
Trotz mehrfacher Angebote ließ 
sich Apuron nicht auf eine außer-
gerichtliche Einigung ein. (Pacific 
Daily News 27.09.17) 

 
 

Missbrauchsskandal der 
katholischen Kirche weitet 

sich aus 
 
Guam: Bereits im Jahr 1985 
wurde ein 15-jähriger Junge in 
die örtliche Kirche eingeladen, 
um Gartenarbeit zu tätigen. Die 
Einladungen in das Haus eines 
katholischen Priesters führten 
später zum sexuellen Missbrauch 
des Jungen. 
Auch ein 7-jähriger wurde an sei-
nem siebten Geburtstag zum ers-
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ten Mal missbraucht, und darauf-
hin noch mehr als 100 weitere 
Male. Ein anderer Junge behaup-
tete, er sei im Auto auf dem Weg 
zur Beerdigung seiner Großmut-
ter misshandelt worden. 
Dies sind nur einige der Vorwürfe 
in den mehr als 100 Klagen, die 
im vergangenen Jahr gegen die 
katholische Kirche auf Guam ein-
gereicht wurden. Es gibt immer 
neue Anschuldigungen, die auf 
eine jahrzehntelange systemati-
sche Vertuschung von Miss-
brauchsfällen hindeuten. 
In den angeblichen Missbrauch, 
der sich von der Mitte der 1950er 
bis Anfang der 1990er erstreckte, 
sollen bisher 16 Priester, zwei 
Erzbischöfe und ein Bischof ver-
wickelt sein. 
„Es wird weit größer werden als 
erwartet“, sagte David Lujan, der 
Anwalt einer Mehrheit von Klä-
gern. Er habe 15 weitere Fälle zu 
bearbeiten und er bekomme im-
mer mehr Anrufe von neuen 
Kunden. Er vermutet, dass die 
Zahl der Kläger auf mindestens 
150 steigen wird. 
Die Klagen enthalten Vorwürfe 
von Angriff, Manipulation und 
Einschüchterung von Kindern. 
Sie reichen bis zu den höchsten 
Stufen der katholischen Hierar-
chie auf der Insel. Die Opfer 
sprechen davon, dass ihr stand-
hafter Glaube sie anfällig ge-
macht habe. Einige erklären, sie 
seien so erzogen worden, den 
Priester zu respektieren und ihm 
immer zu gehorchen. 
Von den bisher eingereichten 106 
Klagen belasten 55 den ehemali-
gen Priester Louis Brouillard, der 
Guam jedoch 1981 verließ. 
Im vergangenen Jahr wurde eine 
Erklärung veröffentlicht, in der 
Brouillard gesteht, Kinder miss-
braucht zu haben. Die Kirchenlei-
tung wusste wohl darum, unter-
nahm aber nichts.  
Opferanwalt Lujan erklärte, die 
Kirche habe auf die Vorwürfe mit 
der Versetzung der Beschuldig-
ten in andere Pfarreien reagiert, 
wie auch in den USA in derarti-
gen Fällen üblich. 
Nach Ansicht des Anwaltes Lujan 
und vier seiner Kläger richten 
sich die Vorwürfe bis an die Spit-
ze der katholischen Kirchenhie-

rarchie in Guam. Sogar Erzbi-
schof Anthony Apuron wurde an-
geklagt, Altarjungen als Pfarrer in 
den 1970er Jahren missbraucht 
zu haben. 
Im Juni vergangenen Jahres hat 
Papst Franziskus den Erzbischof 
ausgesetzt und will ihn durch ein 
spezielles vatikanisches Verfah-
ren von seiner priesterlichen 
Funktion entbinden. Allerdings 
bleibt er technisch Guams Erzbi-
schof. 
Lujan sagte, er erwarte in den 
nächsten Wochen eine Vereinba-
rung darüber, den Prozess An-
fang nächsten Jahres beginnen 
zu können. (Radio NZ Intern. 20.09.17) 

 
 

Religiöse Führer sollen 
sich aus der Politik her-

aushalten 
 
Tonga: Kardinal Mafi von Tonga 
hat betont, dass religiöse Führer 
sich nicht in die Politik einmi-
schen sollten. Er sprach auf ei-
nem nationalen Dialog zum The-
ma "Identifizieren von Führungs-
beiträgen zu Tongas Reise zu ei-
ner demokratischen Gesell-
schaft". 
Er bezog sich auf das späte 20. 
Jahrhundert, als die Beteiligung 
der Religionen an der tongai-
schen Politik zu einer Zeit ge-
schah, als Tonga nach einem 
demokratischeren Regierungs-
system strebte. 
Der Kardinal rechtfertigte die Be-
teiligung von Kirchenführern an 
der Politik zu der Zeit, indem er 
sagte, dass, sobald Tongas an-
fänglicher Anstieg für ein ideali-
siertes Regierungssystem eine 
Rolle spielte, sie zurückgetreten 
seien. Der Kardinal war einer von 
drei Hauptrednern, die am 3. Ok-
tober bei der Eröffnungssitzung 
des National Leaderships Deve-
lopment Forum von Tonga in der 
Epworth Hall in Nuku’alofa spra-
chen. 
Kardinal Mafi betonte weiter, wa-
rum religiöse Führer sich nicht in 
die Politik einmischen sollten, in-
dem er sie an einen Dialog erin-
nerte, als einer der Jünger Jesus 
eine politische Frage stellte. Je-
sus antwortete, indem er auf eine 

Münze deutete, auf der das Bild 
Cäsars war. "Gib Caesar, was 
Caesar gehört, und zu Gott, was 
Gott gehört."- so das Zitat. 
 
Info: Kardinal Soane Patita Paini 
Mafi wurde 2008 Bischof der Diö-
zese Tonga und Niue und am 14. 
Februar 2015 zum Kardinal der 
römisch-katholischen Kirche er-
nannt. (Matangi Tonga 05.10.2017) 

 
 
Bischöfe fordern Sorge für 
das Meer und unterstützen 

indigene Völker in  
Westpapua 

 
Der Vorstand des Verbandes der 
katholischen Bischofskonferen-
zen in Ozeanien traf sich in Auck-
land (Neuseeland) und veröffent-
lichte folgende Erklärung: 
„Wir kommen aus einer Vielzahl 
von Inselstaaten aus dem gesam-
ten Pazifischen Ozean. Wir sind 
froh, hier in Aotearoa zu sein und 
genießen die Schönheit der Natur 
und die Gastfreundschaft der 
Leute. […] 
Ein zentraler Punkt unseres Tref-
fens ist die Sorge um das Meer 
bei den Völkern, denen wir die-
nen. Für viele unserer Völker ist 
das Meer ihre wertvollste Quelle 
für Nahrung, und Lebensunter-
halt. 
Wir sind uns der Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Insel-
staaten sehr bewusst und einige 
von uns haben Gemeinschaften 
besucht und die Zerstörung von 
Küstenlinien aufgezeichnet, die 
sie betreffen. Wir sind erfreut 
über den systematischen und ko-
ordinierten Widerstand gegen 
den Abbau von Ressourcen auf 
dem Meeresboden.  
Unser Interesse an der blauen 
Wirtschaft besteht darin, ein Mo-
dell der Entwicklung aufrechtzu-
erhalten, das die grundlegende 
Bedeutung von Nachhaltigkeit 
respektiert, die weit über alle 
wahrgenommenen kurzfristigen 
wirtschaftlichen Unwägbarkeiten 
hinausgeht. Parlamentsabgeord-
nete, lokale Gouverneure und 
andere bürgerliche Behörden ha-
ben eine besondere Pflicht, die 
wirtschaftliche und soziale Ent-
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wicklung langfristig zu fördern 
und wachsam zu sein, wenn es 
darum geht, unsere gemeinsa-
men Ressourcen zu nutzen. Wir 
begrüßen staatliche und private 
Initiativen, die zur Entwicklung 
von Wasser-Ökotourismus und 
nachhaltiger Seefischerei beitra-
gen. 
Ein weiterer Schwerpunkt unse-
res Treffens ist die Existenz-
grundlage und kulturelle Integrität 
der Menschen in Westpapua ge-
wesen. Wir stellen die Forderung 
nach qualitativ hochwertiger Bil-
dung in Papua, für einen fairen 
und transparenten Zugang zu Ar-
beitsplätzen, Ausbildungspro-
grammen und Beschäftigung, für 
die Achtung der Landtitel und für 
klare Grenzen zwischen der Rolle 
des Militärs und der Polizeikräfte.  
Lassen wir uns mit Bezug auf 
Papst Franziskus inspirieren, der 
auch unsere Generation daran 
erinnert, dass unser gemeinsa-
mes Zuhause wie eine Schwester 
ist, mit der wir unser Leben teilen 
und eine schöne Mutter, die die 
Arme öffnet, um uns zu umar-
men.“ (The Catholic Reporter 09.2017) 
 
 

Bayerischer Theologe  
geehrt 

 
Südkorea: Professor Malte Rhi-
now wurde in der südkoreani-
schen Hauptstadt Seoul mit dem 
diesjährigen Reformationspreis 
der protestantischen Kirchen in 
Südkorea ausgezeichnet, der 
jährlich vom „Korean Council of 
all the Evangelistic Organiza-
tions“ verliehen wird. Der 60-
jährige Theologe ist Mitarbeiter 
bei Mission EineWelt und lehrt als 
Professor an der Luther Universi-
tät im südkoreanischen Yongin. 
 
Das Korean Council of all the 
Evangelistic Organizations wür-
digte Rhinow als „Wegweiser für 
die Reformation der protestanti-
schen Kirchen in Südkorea“. Das 
habe er insbesondere mit seinem 
inzwischen in zweiter Auflage 
vorliegenden Buch „Begegnung 
mit Luther in Seoul“ erreicht. Dar-
über hinaus hätten auch seine 
Reden und Vorträge im Jahr 

2017 „das Verständnis von Martin 
Luthers 95 Thesen für die Reform 
der Kirchen in Korea vertieft und 
sie zur Rückbesinnung auf das 
Wesen der Kirche fruchtbar ge-
macht“. Ein weiterer Grund dafür, 
den aus München stammenden 
Theologen mit dem Reformati-
onspreis 2017 auszuzeichnen, 
war aus Sicht des Gremiums 
Rhinows Beitrag zur Reise des 
Council anlässlich einer Tagung 
zur Reformation nach Wittenberg. 
(Pressemitteilung Thomas Nagel, Mission 
EineWelt 13.11.17) 

 
 

 
 


